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Praambel

Die ursprunglich beim Bundesverwaltungsamt erlassenen Fordergrund-
satze finden weiterhin Anwendung.

Sie werden unter der Bezeichnung "Fordergrundsatze fur Zuwendungen
aus dem Europaischen Sozialfonds bei der DRV Knappschaft-Bahn-See
Forderperiode 2014-2020" fortgefuhrt.

Die Fordergrundsatze flir Zuwendungen aus dem Europaischen Sozial-
fonds (ESF) bei der DRV Knappschaft-Bahn-See (KBS) im Rahmen des
Operationellen Programms des Bundes in der Forderperiode 2014 — 2020
sollen die einheitliche Umsetzung und Transparenz fur alle von der DRV
KBS umgesetzten ESF-Foérderprogramme gewahrleisten.

Sie sollen die Zuwendungsempfanger Uber den gesamten Prozess von der
Antragstellung, Uber die Bewilligung und die Abrechnung bis zum abschlie-
Renden Verwendungsnachweis begleiten und allgemein geltende Regelun-
gen zum ESF und generelle Festlegungen zur Férderfahigkeit von Ausga-
ben konkretisieren.

Sollten Richtlinien einzelner Fdérderprogramme abweichende, programm-
spezifische Regelungen vorsehen, gehen diese den allgemeinen Regelun-
gen dieser Fordergrundsatze vor.

Durch die Einbeziehung in den Zuwendungsbescheid erlangen die Forder-
grundsatze unmittelbare rechtliche Geltung.

In Zuwendungsbescheiden werden regelmaliig die Fordergrundsatze in der
jeweils gultigen Fassung flr anwendbar erklart. Die jeweils gultige Fassung
ist die Fassung, die zum Zeitpunkt der Bescheiderteilung gultig war.

Die inhaltliche Darstellung erhebt keinen Anspruch auf Vollstandigkeit und
ersetzt nicht die Lekture rechtlicher Vorschriften .

Die vorliegende Version 3.1 der Foérdergrundsatze gilt ab dem 01.01.2020.
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Uberblick iiber die Rechtsgrundlagen

1.1. EU-Recht

Die Verordnung 1303/2013 vom 17.12.2013 ' (= Allg. VO) gibt in den Art. 65
bis 71 sowie 120 und 121 vor, welche Ausgaben als forderfahig bewertet
werden konnen.

Die Verordnung 1304/2013 vom 17.12.2013 2 (= ESF-Verordnung) enthalt
die Spezialreglungen fur den Europaischen Sozialfonds (ESF).

Art. 65 Abs. 1 Allg. VO sieht vor, dass das Regelwerk der Mitgliedsstaaten
die Basis fur die Feststellung der Forderfahigkeit von Ausgaben ist, das nur
bei abweichenden EU-Regelungen nicht anzuwenden ist.

Grundlage flr diese Verordnungen sind die Art. 162 bis 164 AEUV 3.

Zur Allg. VO wurde die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 480/2014 vom
03.03.2014 von der Kommission mit Anhangen erlassen. In Bezug auf den
ESF werden darin Bestimmungen der Teile 2 und 4 der Allg. VO erganzend
konkretisiert.

Die Durchfihrungsverordnung (EU) Nr. 215/2014 der Kommission vom
07.03.2014 mit Anhangen wurde zur Allg. VO erlassen. Darin werden flr
den ESF die Bestimmungen der Allg. VO zur Kohasionspolitik konkretisiert.

Soweit staatliche Leistungen auch dem europaischen Wettbewerbsrecht (=
Beihilferecht) zuzuordnen sind, finden die Art. 106 bis 109 AEUV Anwen-
dung.

In diesem Zusammenhang sind die Verordnung 1407/2013 vom 18.12.2013
4 (= De-minimis-Verordnung), die Verordnung 651/2014 vom 17.06.2014 °
(= Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO)) und die und die
Verordnung 360/2012 vom 25.04.2012 ¢ (DAWI-De-minimis-Verordnung) zu
beachten.

VERORDNUNG (EU) Nr. 1303/2013 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen
Bestimmungen iiber den Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europdischen Sozialfonds, den Kohdsionsfonds, den Eu-
ropdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen Raums und den Europdischen Meeres- und Fischereifonds sowie
mit aligemeinen Bestimmungen iiber den Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europaischen Sozialfonds, den Kohési-
onsfonds und den Europdischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates

VERORDNUNG (EU) Nr. 1304/2013 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 17. Dezember 2013 iiber den Européischen
Sozialfonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 des Rates

Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (konsolidierte Fassung vom 26.10.2012)

VERORDNUNG (EU) Nr. 1407/2013 DER KOMMISSION vom 18. Dezember 2013 iiber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des
Vertrags liber die Arbeitsweise der Europdischen Union auf De-minimis-Beihilfen

VERORDNUNG (EU) Nr. 651/2014 DER KOMMISSION vom 17.06.2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von
Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
(zuletzt gedndert durch Verordnung (EU) Nr. 2017/1084)

VERORDNUNG (EU) Nr. 360/2012 DER KOMMISSION vom 25. April 2012 iiber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des
Vertrags liber die Arbeitsweise der Europdischen Union auf De-minimis -Beihilfen an Unternehmen, die Dienstleistungen von
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erbringen

Fordergrundsatze fiir Zuwendungen aus dem Europdischen Sozialfonds bei der DRV KBS F rderperiode 2014 — 2020
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Weitere Erlauterungen fur beihilferelevante Vorhaben kénnen der Anlage |
entnommen werden.

1.2, Recht des Mitgliedstaats

1.2.1. Gesetzliche Regelungen

In Deutschland stellen insbesondere die Vorschriften des Haushaltsgeset-
zes (§ 8 HHGesetz), des Haushaltsgrundsatzegesetzes (z. B. §§ 14, 16, 27
HGrG) und der Bundeshaushaltsordnung (u.a. §§ 6, 7, 23, 34, 44, 59, 91
BHO) neben verfahrensrechtlichen Regelungen die zentralen Rechtsgrund-
lagen des Zuwendungsrechts dar.

1.2.2. Verwaltungsvorschriften

Weil die Rechtsgrundlagen zwar Auslegungs- und Ermessensspielraume
bieten, es der Bundesverwaltung aber auf eine moglichst einheitliche
Rechtsanwendung ankommt, wurden Verwaltungsvorschriften (VV zur
BHO) erlassen, die die Ermessensausubung und die Bewertung von Sach-
verhalten steuern.

Diese verwaltungsinternen Regelungen erlangen durch die Einbezie-
hung in den Zuwendungsbescheidunmittelbare rechtliche Geltung.

1.2.3. Programmspezifische Forderrichtlinien

Gemaly Nr. 15.2 der VV zu § 44 BHO werden die Bundesministerien er-
machtigt, fur einzelne Zuwendungsbereiche im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium der Finanzen (BMF) abweichende Verwaltungsvorschriften
(z.B. Forderrichtlinien) zu VV Nrn. 1 bis 13a zu § 44 BHO zu erlassen. Der
Bundesrechnungshof ist vor dem Erlass von Verwaltungsvorschriften ge-
maf § 103 BHO zu horen.

Haufig werden in Forderrichtlinien politische Zielsetzungen fordertechnisch
konkretisiert. Insbesondere die Beschreibung des erheblichen Foérderinte-
resses des Bundes im Sinne des § 23 BHO bei Vorliegen bestimmter For-
dervoraussetzungen ist bedeutsam. Daneben sind die Rahmenbedingun-
gen der Forderung und die konkreten Regelungen zur Forderfahigkeit be-
stimmter Ausgaben fur die Verwaltungsverfahren pragend.

Die bezeichneten Rechtsgrundlagen konnen im Internet unter
www.esf.de

www.esf-projekte.bund.de

nachgelesen werden.

Fordergrundsatze fiir Zuwendungen aus dem Europdischen Sozialfonds bei der DRV KBS F rderperiode 2014 — 2020
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Das Verfahren von der Antragstellung bis zur Erfolgskontrolle

Die Verwaltungsverfahren werden nach Malkgabe des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes (VwWV{G) durchgefuhrt. Die Aktivitaten aller Beteiligten werden
durch den Einsatz spezifischer Software-Anwendungen unterstitzt. Diese
Nutzung der Informationstechnologie (IT) entspricht den Zielsetzungen der
EU, die in Art. 122 Abs. 3 Allg. VO beschrieben werden. Weitergehende
Durchfuhrungsregelungen werden von der EU-Kommission (KOM) getrof-
fen.

Zusammengefasst sollen die Verwaltungsverfahren mit dem Einsatz der
elektronischen Medien vereinfacht, beschleunigt und transparent gemacht
werden.

Jedes Forderprogramm sieht verfahrenstechnische Regelungen vor, die in
den IT-Systemenabgebildet sind.

Antragstellung

Forderantrage kdnnen bei der DRV Knappschaft-Bahn-See als zustandige
Verwaltungsstelle (= Bewilligungsbehorde) entsprechend den Vorgaben der
Forderrichtlinien und Programmaufrufe gestellt werden. In einzelnen Forder-
richtlinien kann die erfolgreiche Teilnahme an einem Interessenbekun-
dungsverfahren Voraussetzung fur die Antragsberechtigung sein.

Regelmalig sieht das Online-Verfahren vor:

1. Registrierung und Antragstellung mit dem Programm ZUWES un-
ter Einsatz von elektronischen Signaturen oder eine qualifizierte
Authentifizierung durch einen neuen Personalausweis.

Bis die elektronische Signatur oder ein gleichgestelltes Verfahren
verbindlich eingeflhrt ist, missen Antrage zusatzlich in Papier-
form und mit rechtsverbindlicher Unterschrift versehen eingereicht
werden.

Eine Registrierung in ZUWES ist nur einmal erforderlich. D. h.
wenn bereits ein Zugang auf Grund eines vorher durchgefuhrten
Projektes besteht, muss keine erneute Registrierung erfolgen.

2. Prufung der Antragsunterlagen und Erlass eines dem Prifergeb-
nis entsprechenden Verwaltungsakts.

Planung der Ausgaben und Einnahmen durch die Antragstellenden

Nach Nr. 3.2.1 der VV zu § 44 BHO muss einem Antrag auf Projektforderung
ein Finanzierungsplanbeigefiigt werden, der einen Uberblick Uber die ge-
planten Ausgaben und die beabsichtigte Finanzierung gewahrt. Diese Prog-
nose muss auf nachprifbaren Planungsgréf3en beruhen, die im Antrag zu
erlautern sind.
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Nur wenn die Prifung der Notwendigkeitund Wirtschaftlichkeit (§§ 6,7 BHO)
der geplanten Ansatze maglich ist, kann Uber einen Antrag Uberhaupt positiv
entschieden werden.

Durch die Angaben zu den Ausgaben und Einnahmenwird in ZUWES ein
Finanzierungsplan generiert. Der Finanzierungsplan enthalt alle Ausgaben,
die mit dem Zuwendungszweck zusammenhangen. Weiterhin enthalt er
eine Ubersicht der zu erwartenden Einnahmen.

Die Forderrichtlinien kdnnen besondere Anforderungen an den Finanzie-
rungsplan vorgeben.

2.1.1.1. Ausgaben

Die geplanten Ausgaben mussen in inhaltichem Zusammenhang mit dem
Zuwendungszweck stehen. Nur dann kénnen sie als zuwendungsfahig an-
erkannt werden.

Nahere Erlauterungen siehe unter Nummer 3.

2.1.1.2. Finanzierung

Die Finanzierung der Ausgaben kann durch Eigenmittel, Drittmittel und die
gewahrte Zuwendung erfolgen. Naheres ist der jeweiligen Forderrichtlinie zu
entnehmen.

In welchem Verhaltnis die moglichen Finanzierungsteile zueinander stehen,
regelt der Zuwendungsbescheid auf der Grundlage der jeweiligen Forder-
richtlinie.

2.1.1.2.1. Eigenmittel

Die Eigenmittel, die der Zuwendungsempfanger als Barmittelzur Finanzie-
rung seiner Projektausgaben in das Vorhaben einbringt, missen im Antrags-
verfahren nachgewiesen bzw. bestatigt werden. Dadurch zeigt der Zuwen-
dungsempfanger, dass er ein Eigeninteressean der Projektdurchfihrung hat
und nicht nur rein wirtschaftliche Interessen verfolgt.

Grundsatzlich kdnnen die Eigenmittel nicht ersetzt werden. In Ausnahmefal-
len kann, z.B. in Forderrichtlinien, eine abweichende Regelung getroffen
werden. Dann kdnnen beispielsweise auch die Ausgaben des Zuwendungs-
empfangers fur sein Personal, das im Projekt tatig wird, als Ersatz der Ei-
genmittel anerkannt werden. Die Hohe der anzuerkennenden Eigenmittel
bemisst sich dann nach Nr. 3.4.

2.1.1.2.2. Drittmittel

Fordergrundsatze fiir Zuwendungen aus dem Europdischen Sozialfonds bei der DRV KBS F rderperiode 2014 — 2020
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Ausnahmsweise kdnnen durch den Zuwendungsbescheid unter der Berlck-
sichtigung von Forderrichtlinien oder Programmaufrufen auch Personalge-
stellungen und Barmittel Dritter, die nicht in einem Zuwendungsverhaltnis zu
der DRV KBS stehen, als Ersatz der eigentlich durch den Zuwendungsemp-
fanger zu erbringenden Eigenmittel an der Gesamtsumme zugelassen wer-
den. Ausgeschlossen ist jedoch eine entgeltliche Arbeitnehmertberlassung.

Die Drittmittel, die zur Finanzierung der Ausgaben dienen sollen, mussen,
wie die Eigenmittel, hinreichend glaubhaft dargelegt werden.

Als Nachweis ist mit Antragstellung eine Finanzierungsbestatigungdurch
den Zuwendungsempfanger einzureichen. In der Bestatigung muss der
Dritte die Summe der einzubringenden Mittel angeben. Bzgl. der grundsatz-
lichen Nachweispflicht kann es programmspezifische Abweichungen geben.

Weiterleitung

Die Weiterleitung von Bundes- oder ESF-Mitteln durch den Zuwendungs-
empfanger ist nur zulassig, wenn im Zuwendungsbescheid der Weiterleitung
ausdrucklich zugestimmt wird (Nr. 12 der VV zu § 44 BHO). Die Hohe der
Weiterleitung wird im Zuwendungsbescheidfestgelegt. Dazu muss im Rah-
men des Antragsverfahrens die Einrichtung eines oder mehrerer Teilpro-
jekte (naheres zur Anzahl maglicher Teilprojekte wird in der Forderrichtlinie-
geregelt) beantragt werden.

Die Zustimmung zur Weiterleitung kommt nur in Betracht, wenn zur Erfallung
des Zuwendungszwecks die Einrichtung eines Teilprojektes notwendig ist.
Das Teilprojekt muss dabei grundsatzlich selber die Voraussetzungen eines
Zuwendungsempfangers erfullen und ein unmittelbares Eigeninteresse an
der Projektdurchfiihrung haben. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn
das Teilprojekt maf3geblich an der Projektkonzeption und/oder der Projekt-
durchflihrung beteiligt ist und einen nicht unerheblichen Anteil an Eigenmit-
teln zur Finanzierung des Projektes einbringt.

Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, kommt nur die Beteiligung des Pro-
jektpartners auf vertraglicher Basis unter Beachtung des Vergaberechts in
Frage.

Siehe hierzu auch Anlage Il \Weiterleitung®.

Zielindikatoren und programmspezifische Nachweise

Die Anforderungen an die Antragstellung werden regelmalig in den Forder-
richtlinienprogrammbezogen dargelegt; die allgemeinen Anforderungen er-
geben sich aus den Nrn. 3 bis 3.4.6 der VV zu § 44 BHO.

Zielindikatoren bzgl. Aufwand, Ergebnis und Wirkung sind, z. B. durch eine
Meilensteinplanung bzw. bestimmte Berichtspflichten zu beschreiben.
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Neben den Angaben, die die DRV KBS in die Lage versetzen, Uber die Not-
wendigkeit und Angemessenheit einer beantragten Zuwendung entscheiden
zu kénnen, werden flur die ESF-Forderung weitere Angaben notwendig, die
eine Wirkungs- und Erfolgskontrolle fur die geforderte Ma3nahme ermogli-
chen.

Nach VV Nr. 1.5 zu § 44 BHO darf mit der Forderung erst begonnen werden,
wenn die nach VV Nr. 3.5 zu § 23 BHO erforderliche Zielbestimmung vor-
liegt.

Das bedeutet, dass Zielsetzungen bereits im Antragsverfahren mit zu errei-
chenden Soll-Werten, z. B. fur Teilnehmendenzahlen und Anzahl der gefor-
derten/begunstigten kleine und mittlere Unternehmen (KMU), beschrieben
werden mussen.

Ausgehend von Art. 50 und Art. 125 Abs. 2 Allg. VO werden im Anhang | zur
ESF-Verordnung Indikatoren beschrieben. Der Tatsache, dass dem Zuwen-
dungsgeber hierzu regelmafig berichtet werden muss, damit eine beglei-
tende Erfolgskontrolle erfolgen kann, muss bereits im Rahmen der Antrag-
stellung Beachtung geschenkt werden.

Den Kernbereich der Zielindikatoren stellen in der Regel die Teilnehmen-
dendaten dar. Diese sind sorgfaltig, umfassend und kontinuierlich wahrend
der Projektdurchfuhrung zu erheben (s. hierzu auch Nr. 2.4.3).

2.14. Erklarungen

Im Rahmen der Antragstellungen sind vom Zuwendungsempfanger in der
Regel folgende Erklarungen bei der Bewilligungsbehorde einzureichen:

— Erklarung, dass mit dem Projekt noch nicht begonnen wurde
(siehe auch Nr. 2.2.2)
— Erklarung zur Vorsteuerabzugsberechtigung (siehe auch Nr. 3.7)

— Erklarung hinsichtlich der Anwendung des Besserstellungsverbo-
tes (siehe Nr. 3.4.1)

— Erklarung Uber subventionserhebliche Tatsachen (§ 264 StGB)

— weitere programmspezifische Erklarungen konnen durch die For-
derrichtlinie/im Programmaufruf benannt werden.

2.2, Bewilligung

Wenn die Prufung der Antragsunterlagen zu dem Ergebnis fuhrt, dass die
Voraussetzungen einer Férderung gegeben sind, wird ein Zuwendungsbe-
scheid erlassen. Dieser Zuwendungsbescheid regelt die
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Rechtsbeziehungen zwischen der DRV KBS als Zuwendungsgeber und
dem Zuwendungsempfanger-

2.2.1. Zuwendungsbescheid

Der Zuwendungsbescheid enthalt Hauptregelungen und Nebenbestimmun-
gen im Sinne von §§ 35, 36 VwVTG.

Hauptregelungen sind insbesondere:
— Genaue Bezeichnung des Zuwendungsempfangers
— Zuwendungszweck

— Hobhe der Zuwendung und Umfang der zuwendungsfahigen Ausga-
ben

— Zuwendungsart

— Finanzierungsartund Finanzierungsform
— Bewilligungszeitraum

— Zielindikatoren

— Weiterleitung von Teilbetragen der Zuwendung.

Nebenbestimmungen sind insbesondere:

— Allgemeine Nebenbestimmungen fur Zuwendungen zur Projektforde-
rung (ANBest-P/ANBest-GK). Diese sind als Anlage zu den VV zur
BHO veroffentlicht worden. Sie erlangen durch die Einbeziehung in
den Zuwendungsbescheid unmittelbare Rechtswirkung. Der Be-
scheid kann abweichende Regelungen vorsehen. Die maligeblichen
ANBest sind auch unter www.esf-projekte.bund.de zu finden;

— besondere, im Zuwendungsbescheid genannte Nebenbestimmun-
gen.

2.2.2. Ausnahmefall des vorzeitigen Vorhabenbeginns

Zuwendungen konnen grundsatzlich nur fur solche Projekte bewilligt wer-
den, die noch nicht begonnen wurden. Ausnahmsweise kann die DRV KBS
den Vorhabenbeginn vor Erlass des Zuwendungsbescheids zulassen,
wenn die besonderen Grunde des Einzelfalls dies sinnvoll im Hinblick auf
die Erreichung des Zuwendungszwecks erscheinen lassen.
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Im Ubrigen muss die Erbringung des Eigenanteils gesichert und das inhalt-
liche und kalkulatorische Grundgerust des Antrages als Mindestvorausset-
zung gegeben sein. Entsprechende Nachweise sind von den Antragstellen-
den zu erbringen.

Die Ausnahmegenehmigung kann im Regelfall nur im Zeitraum zwischen
der Antragstellung und der Bewilligung erteilt werden.

Der vorzeitige Vorhabenbeginn ist in jedem Fall bei der DRV KBS zu
beantragen und bedeutet keinerlei Rechtsanspruch auf eine spatere
Bewilligung! Antragstellende fiihren also bis zum Erlass des Zuwen-
dungsbescheids das Projekt auf eigenes Risiko durch.

2.2.3. Festlequng der Finanzierungsform und Finanzierungsart

Die Finanzierungsform (i.d.R. nicht ruckzahlbare Zuwendung) und die Fi-
nanzierungsart werden im Zuwendungsbescheid festgelegt. Es gibt die Fi-
nanzierungarten: Fehlbedarfs-, Anteil- und Festbetragsfinanzierung

2.3. Auszahlungder Zuwendung

Werden Zuwendungen aus unterschiedlichen ,Finanzquellen® gewahrt, kon-
nen sich die Verfahren der Mittelauszahlungunterscheiden. Grundsatzlich
gilt dies auch fir die Férderung aus dem ESF und dem Bundeshaushalt.

2.31. Bundesmittel

Die Bundesmittel werden grundsatzlich nach den Vorgaben der BHO mit
den zugehorigen VV im Rahmen des Anforderungsverfahrens ausgezahlt,
d. h. der Zuwendungsempfanger muss die Bundesmittel bei der DRV KBS
anfordern. Nach Nr. 1.4 der ANBest-P/ANBest-GK darf die Zuwendung nur
angefordert werden, wenn sie alsbald nach der Auszahlung fur fallige Zah-
lungen bendtigt wird. Gemal Nr. 8.5 Satz 2 ANBest-P/ANBest-GK ist diese
Voraussetzung gegeben, wenn die Mittel vor Ablauf von sechs Wochen
nach Auszahlung fur fallige Zahlungen verbraucht werden.

Abweichende Regelungen kénnen in Forderrichtlinien getroffen werden.

Bitte beachten Sie:

Die Zuwendung kann erst angefordert und ausgezahlt werden, nachdem der
Zuwendungsbescheid bestandskraftig geworden ist. D. h. es muss ein Mo-
nat nach der Bekanntgabe vergangen sein, ohne dass vom Zuwendungs-
empfanger Widerspruch eingelegt oder Klage erhoben wurde. Alternativ
kann der Zuwendungsempfanger die Bestandskraft des Bescheides vorzei-
tig durch die Erklarung des Rechtsbehelfsverzichts herbeifuhren.
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Bundesmittel konnen fur offene Rechnungen der Vergangenheit (bzgl. Aus-
gaben, die innerhalb der Projektlaufzeit entstanden sind) und zukunftig fal-
lige Ausgaben innerhalb von 6 Wochen, gerechnet ab dem Zeitpunkt der
Auszahlung der Bundesmittel, verwendet werden. Der entsprechende Mit-
telabfluss ist nachzuweisen.

Bitte hierzu Nummer 2.4.9 zur Verzinsung beachten!

Bei der DRV KBS nicht angeforderte Bundesmittel verfallen zum Jah-
resende!

2.3.2. ESFE-Mittel

ESF-Mittel werden grundsatzlich im Erstattungsverfahren ausgezahlt. Das
bedeutet, dass die Zuwendungsempfanger diesen Teil der Ausgaben vorfi-
nanzieren. Nach Vorlage von Ausgabenerklarungen, die von der DRV KBS
in geprufter Form an die EU weitergeleitet werden, kdnnen die Mittel von der
KOM erstattet werden.

Damit die Erstattungen der Ausgaben aus dem ESF erfolgen kdnnen, ist der
Zuwendungsempfanger verpflichtet, alle tatsachlichen Ausgaben laufend im
IT-System ZUWES zu erfassen. Auszahlungen erfolgen in Hohe der mit die-
ser Finanzierungsquelle in ZUWES untersetzten Ausgabenerklarungen un-
ter der grundsatzlichen Voraussetzung, dass die hierfir erforderlichen Pro-
grammmittel aus dem ESF bei der DRV KBS eingegangen sind.

Vorbehaltlich verfugbarer ESF-Mittel werden Ausgaben grundsatzlich spa-
testens 90 Tage nach dem Tag der Einreichung der entscheidungsreifen
Ausgabenerklarung in ZUWES durch die DRV KBS erstattet.

Beachten Sie hierbei, dass fehlerhaft eingereichte Ausgabenerklarun-
gen und fehlende bzw. fehlerbehaftete Nachweisunterlagen dazu fiih-
ren, dass entsprechende Mittel nicht an den Zuwendungsempfanger
ausgezahlt werden! Die 90-Tage Frist wird insofern unterbrochen.

Ausgabenerklarungen werden durch den Zuwendungsempfanger laufend in
ZUWES eingegeben. Prufrhythmen werden programmspezifisch festgelegt.
Erst nach erfolgter Bestatigung einer Ausgabenerklarung durch die DRV
KBS kann der Zuwendungsempfanger eine neue Ausgabenerklarung in
ZUWES einstellen.

2.3.3. Auszahlung ohne Unterscheidung von Finanzquellen

Abweichend von den Nrn. 2.3.1 und 2.3.2 kann im Zuwendungsbescheid
geregelt werden, dass alle Férdermittel nur im Erstattungswege nach Vor-
lage von Ausgabenerklarungen ausgezahlt werden. Die Mittel werden dann
in der Regel 90 Tage nach Vorlage einer entscheidungsreifen Ausgabener-
klarung ausgezahlt. Vgl. im Ubrigen die Hinweise unter Punkt 2.3.2. zur 90-
Tage Frist!
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2.3.4. Einbehalt der Restrate

Im Zuwendungsbescheid kann geregelt sein, dass die Auszahlung einer
Restrate von der vollstandigen und fristgerechten Vorlage des Verwen-
dungsnachweises und der Prufung desselben abhangig ist.

24. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfangers
Der Zuwendungempfanger ist nach Nr. 5 ANBest-P/GK verpflichtet, der

DRV KBS alle wesentlichen Veranderungen in Bezug auf das bewilligte Pro-
jekt unverzuglich mitzuteilen.

24.1. Zwischen- und Verwendungsnachweise

Im Rahmen der Verwendungsnachweise sind im Sachbericht der zahlenma-
Rige Nachweis zu erlautern und der Projektverlauf umfassend darzustellen.

Der Zwischennachweis ist entsprechend Nr. 6.1 ANBest-P spatestens bis
zum 30.04. des jeweils folgenden Haushaltsjahres vorzulegen.

FUr Gebietskdrperschaften gilt, dass sie, sofern der Zuwendungszweck in-
nerhalb von 3 Jahren erreicht wird, nur einen abschlieRenden Verwendungs-
nachweis vorzulegen haben. Falls von diesem Grundsatz abgewichen wird
bzw. die Laufzeit > 3 Jahre betragt, ist eine entsprechende Regelung im
Zuwendungsbescheid enthalten.

Der Zwischennachweis und der Verwendungsnachweis bestehen aus ei-
nem Sachbericht und einem zahlenmaRigen Nachweis ohne Vorlage von
Belegen. Zudem muss dem Verwendungsnachweis eine Belegliste beige-
fugt werden, in der die Ausgaben nach Art und zeitlicher Reihenfolge ge-
trennt aufgelistet sind.

Im Sachbericht sind regelmafig Angaben zur Erreichung von Teil- und Ge-
samtzielen sowie die Berucksichtigung der Querschnittsziele darzulegen
(siehe auch Nr. 2.1.3 und Nr. 2.4.10).

Bitte beachten Sie:

Abweichend von den Bestimmungen der ANBest-P/ANBest-GK kénnen sich
aus dem Zuwendungsbescheid andere ggfs. kurzere Fristen/Termine zur
Abgabe der Verwendungsnachweise ergeben!

24.2. Weitere Berichte

Neben den Verwendungsnachweisen kann programmspezifisch festgelegt
werden, dass Zuwendungsempfanger weitere Berichte erstellen und zu
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festen Terminen Ubermitteln missen (z. B. zum Zwecke der Evaluation oder
zum Nachweis der Erreichung bestimmter Zielindikatoren). Entsprechende
Regelungen sind im Zuwendungsbescheid enthalten.

Vgl. hierzu auch die Hinweise unter Nr. 2.1.3.

2.4.3. Teilnehmenden- und Beglinstigtenerfassung

Sofern Teilnehmende durch das Vorhaben gefordert werden, sind diese in
ZUWES zu erfassen. Dabei sind die Vorschriften zum Datenschutz zu be-
rucksichtigen. Gleiches gilt fur die Erfassung von geforderten/begunstigten
Unternehmen im Sinne der einschlagigen EU-Verordnungen, i.d.R. durch
sog. Quartalsberichte in ZUWES.

In der Forderperiode 2014 bis 2020 mussen in allen Projekten, die aus Mit-
teln des Europaischen Sozialfonds (ESF) gefordert werden, vorgegebene
Teilnehmendenmerkmale, Ergebnisse der Foérderung, sowie projektbezo-
gene Daten erhoben, elektronisch gespeichert und an die Europaische Kom-
mission berichtet werden (Anhang 1 der Verordnung (EU) 1304/2013). Die
Weiterleitung dieser von den Zuwendungsempfangern erfassten Daten an
die Europaische Kommission obliegt dabei dem BMAS. Zusatzlich wurden
fur die gesamte ESF-Bundesforderung finanzielle und materielle Zielwerte
festgelegt, deren Nichterreichung zu finanziellen Sanktionen durch die Eu-
ropaische Kommission fuhren kann.

Deshalb sind die Zuwendungsempfanger verpflichtet, die Teilnehmendener-
fassung in ZUWES fortlaufend zu pflegen und vorgegebene projektbezo-
gene Berichte, etwa zu begunstigten Unternehmen (Quartalsberichte), frist-
gerecht uber ZUWES einzureichen.

Die zu erfassenden Teilnehmendendaten ergeben sich aus Anlage | zur
ESF-Verordnung und Anlage Ill der VO (EU) Nr. 480/2014. Die Teilnehmen-
dendaten gehoéren zu den sogenannten Eingabepflichtfeldern in ZUWES.
Ohne das Ausfullen der Pflichtfelder konnen keine Finanzdaten zur Abrech-
nung (Ausgabenerklarungen) vorgelegt werden.

Bitte beachten Sie:

Im Zusammenhang mit der Erfassung von Teilnehmendendaten kann der
Zuwendungsempfanger verpflichtet werden, bestimmte Berichtspflichten
gegenuber der DRV KBS zu erfullen. Entsprechende Funktionen zur Erful-
lung dieser Berichtspflichten werden in ZUWES zur Verfigung gestellt.

Zuwendungsempfanger, die zur Durchfuhrung ihrer Projekte ESF-Mittel in
Anspruch nehmen, sind verpflichtet, notwendige Daten der Teilnehmenden
zu erheben und in ZUWES zu erfassen. Die Notwendigkeit der Datenerhe-
bung ergibt sich aus den Berichtsanforderungen im Rahmen der geltenden
EU-Vorschriften und dient unter anderem der Uberprifung, ob die Durchfiih-
rung der Projekte den Vorgaben entspricht bzw. ob und in welchem Malde
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die Foérderung in den als besonders férderwirdig anvisierten Zielgruppen
wirkt. Der Umfang der zu erhebenden Daten ergibt sich aus dem Anhang I
der delegierten Verordnung (EU) Nr. 480/2014 der Kommission zur Ergan-
zung der Allg. VO.

Teilnehmende sind Uber den Zweck der Datenerhebung und -verarbeitung
zu informieren und mussen sich damit einverstanden erklaren. Ohne eine
Einwilligung zur Datenerfassung und -speicherung ist eine Forderung
und Abrechnung der Teilnehmenden gegenuber der KOM nicht mog-
lich.

Alle Dokumente, die zur Erfassung der Teilnehmendendaten erforderlich
sind (z.B. die Einwilligungserklarung, die Fragebdgen zum Ein- und Austritt)
werden elektronisch (z.B. uber ZUWES) zur Verfugung gestellt.

Die Einwilligungserklarung des Teilnehmenden, einschlieBlich Name
und Anschrift, muss durch den Projekttrager nach Eingabe der Daten
des Teilnehmerfragebogens in ZUWES abgetrennt und sicher aufbe-
wahrt werden. Ein Scan der unterschriebenen Einwilligungserklarung
ist in ZUWES hochzuladen.

Der Teilnehmerfragebogen selbst ist nach der abschlieBenden Daten-
eingabe in ZUWES zu vernichten. Da am Ende der ESF- Forde-
rung/MaBnahme auch Daten zum Verbleib des Teilnehmenden erfasst
und elektronisch eingegeben werden mussen (,,Fragebogen Austritt®),
ist fur jeden Teilnehmenden die durch ZUWES vergebene ID zu notie-
ren.

24.4. Mitteilungspflichten in Zusammenhang mit Insolvenzverfahren

Der Zuwendungsempfanger ist nach Nr. 5.6 ANBest-P verpflichtet, die DRV
KBS unverzuglich uber die Beantragung bzw. Eroffnung eines Insolvenz-
verfahrens zu informieren. Hierzu gehort, dass der aktuelle Beschluss des
zustandigen Insolvenzgerichts an die DRV KBS uUbermittelt wird. Die DRV
KBS entscheidet in der Folge, ob die Voraussetzungen einer Férderung wei-
terhin gegeben sind oder ein Widerruf der Zuwendung in Betracht kommt.
Dies gilt auch fur die Insolvenz von Teilprojekten.

Bitte beachten Sie:

Weitere Verfahrensanweisungen fur den Insolvenzfall erhalten Sie in Anlage
II.

24.5. Prifungen

Grundsatzlich steht der DRV KBS als Bewilligungsbehdrde nach Ziff. 7.1
ANBest-P/GK ein umfassendes Prufrecht gegenuber dem Zuwendungs-
empfanger zu. Darlber hinaus kann sich die DRV KBS gemal § 26 Abs. 1
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VwWVFG jederzeit der Beweismittel bedienen, die es nach pflichtgemalkem
Ermessen zur Ermittlung des Sachverhalts fur erforderlich halt. Dazu zahlen
insbesondere Auskunfte jeglicher Art und die Beiziehung von Urkunden und
Akten.

Nach den Vorgaben der Art. 125 ff. der Allg. VO werden Verwaltungsprifun-
gen zu allen von den Begunstigten eingereichten Antragen auf Ausgaben-
erstattung sowie Vor-Ort-Kontrollen bei den geférderten Vorhaben durchge-
fuhrt. Unabhangig davon kann ein Vorhaben auch durch weitere Prifinstan-
zen wie der ESF Prifbehdrde, der Europaischen Kommission, dem BRH
oder dem Europaischen Rechnungshof Uberpruft werden.

Bitte beachten Sie:

Zu einem (eingescannten) Originalbeleg gehoren grundsatzlich die jeweili-
gen zahlungsbegrindenden Unterlagen sowie die Darstellung des Zah-
lungsflusses!

Weitere Erlauterungen zu Originalbelegen erhalten Sie in Anlage IV.

2.4.6. Belegaufbewahrung

Art. 140 Abs. 1 Unterabsatz 2 Allg. VO sieht vor, dass alle Dokumente, die
im Zu-sammenhang mit der Vorhabenférderung stehen, 2 Jahre aufzube-
wahren sind. Die zweijahrige Aufbewahrungsfrist beginnt am 31.12. des
Jahres, in dem gegenuber der Europaischen Kommission die Rechnungsle-
gung, in der die Ausgaben fur das abgeschlossene Vorhaben verbucht wur-
den, erfolgt.

Sofern einschlagig bzw. existent, sind auch die nationale Regelung zur Auf-
bewahrung von Dokumenten gemal} Nr. 6.5 ANBest-P (5 Jahre ab Vorlage
des Verwendungsnachweises) und weiterfuhrende Regelungen in Forder-
richtlinien oder Zuwendungsbescheiden einzuhalten. Die jeweils langste
Frist ist mafdgeblich.

Weitergehende nationale Regelungen zur Aufbewahrung von Dokumenten
(z.B. steu-errechtliche oder gesellschaftsrechtliche Vorgaben) bleiben unbe-
ruhrt.

Konkrete Vorgaben zur Aufbewahrungsfrist, die die forderrechtlichen Fris-
tenregelungen bertcksichtigen, finden sich regelmalig im Schlussbescheid,
der nach Prifung des abschlielienden Verwendungsnachweises erlassen
wird.

24.7. Widerruf der Zuwendung
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Die Gewahrung der Zuwendung erfolgt grundsatzlich unter dem Vorbehalt,
dass Haushaltsmittel zur Verfugung stehen und die Gesamtfinanzierung ge-
sichert ist.

Der Zuwendungsbescheid kann ganz oder teilweise mit Wirkung fur die Zu-
kunft oder die Vergangenheit widerrufen und die Zuwendung insoweit zu-
ruckgefordert werden, wenn

— die Zweckbestimmung oder Zielsetzung der Ma3nahme nicht mehr
erfullt ist

— die Auflagen und Nebenbestimmungen des Zuwendungsbescheides
nicht erfullt werden.

Grunde fur einen (teilweisen) Widerruf der Zuwendung kdnnen u. a. sein:
— VerstoRRe gegen das Vergaberecht
— Nichterreichen inhaltlicher Zielsetzungen
— Nichterreichung des Zuwendungszwecks
— Gesamtfinanzierung des Vorhabens gefahrdet (z. B. durch Insolvenz)

— VerstolR gegen Mitteilungs- und Mitwirkungspflichten (z. B. nach AN-
Best-P/ANBest-GK)

— zweckwidrige Verwendung.

2.4.8. Zinsen

Soweit Fordermittel nicht oder nicht innerhalb von 6 Wochen nach Aus-
zahlung (siehe Nr 2.3.1) verbraucht werden, ist die DRV KBS unverzuglich
zu unterrichten.

Die DRV KBS muss in der Folge entscheiden, ob Zinsen wegen verspateter
Mittelausgabe vom Zuwendungsempfanger erhoben werden.

Verbleibende Restmittel sind unmittelbar und unabhangig von der Vorlage
des Verwendungsnachweises an die im Zuwendungsbescheid vorgegebene
Bankverbindung zurlck zu zahlen.

2.4.9. Anderungsantriage

Mit dem Zuwendungsbescheid werden die im Finanzierungsplan dargestell-
ten Betrage fur verbindlich erklart. Einzelne Ausgabenpositionen kdnnen
grundsatzlich - bezogen auf den gesamten Projektzeitraum- um bis zu 20%
des bewilligten finanziellen Ansatzes erhoht werden, ohne dass hierfur ein
Anderungsantrag bei der DRV KBS eingereicht werden muss. Den
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Zuwendungsempfanger trifft aber eine Mitteilungs- bzw. Anzeigepflicht ge-
genuber der DRV KBS.

Soll der Betrag bei einer einzelnen Ausgabenposition um mehr als 20% er-
hoht werden, ist die Zustimmung der DRV KBS im Voraus einzuholen.

In beiden Fallen ist zu beachten, dass gleichsam an anderer Stelle Ein-
sparungen in gleicher Hohe vorgenommen werden mussen.

Bitte beachten Sie:

In jedem Fall empfiehlt es sich, rechtzeitig Kontakt mit der DRV KBS aufzu-
nehmen, um abzuklaren, ob ein Anderungsantrag erforderlich ist.

2.4.10. Querschnittsziele

Neben dem Erreichen von programmspezifischen Zielen sollen ubergeord-
nete, sog. Querschnittsziele bei der Projektumsetzung verfolgt werden.
Diese wurden von der EU in Art. 7 und Art. 8 Allg. VO definiert um sicher zu
stellen, dass Forderungen aus dem ESF zur Umsetzung der Unionsstrategie
fur intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum beitragen.

Folgende Querschnittsziele sind zu beachten:

— Chancengleichheit
— Nachhaltige Entwicklung
— Nichtdiskriminierung.

Nahere Erlauterungen zu den Querschnittszielen kbnnen der Anlage V ent-
nommen werden.

3. Zuwendungsfahige Ausgaben

Ausgaben sind alle vom Zuwendungsempfanger tatsachlich getatigten Zah-
lungen, die innerhalb des Bewilligungszeitraum es des Projektes begriindet
wurden (Art. 65 Abs. 2 Allg. VO). Insofern ist das sog. Abflussprinzip ent-
scheidend. Danach muss der Zahlungsfluss belegbar sein. Jedoch sind
nicht alle Ausgaben zuwendungsfahig. Die DRV KBS pruft und entschei-
det Uber die Zuwendungsfahigkeit der Ausgaben.

Eine Durchbrechung des Abflussprinzips findet im Rahmen von Vereinfach-
ten Ausgabenoptionen (Art. 14 ESF-Verordnung oder Art. 67 und Art. 68
Allg. VO) statt.

Nahere Erlauterungen zu Vereinfachten Ausgabenoptionen enthalt die An-
lage VI.
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3.1. Nicht forderfahige Ausgaben im ESF

Tatsachlich getatigte Zahlungen fur Schuldzinsen, erstattungsfahige Mehr-
wertsteuer, sowie fur den Erwerb von Infrastrukturen, Grundstiicken und Im-
mobilien sind keine zuwendungsfahigen Ausgaben (Art. 13 Abs. 4 ESF-
Verordnung und Art. 69 Abs. 3 Allg. VO).

Durch Forderrichtlinien/Programmaufrufe kénnen weitere Ausgaben als
nicht forderfahig definiert werden.

3.2. Verfahren mit vereinfachten Ausgabenoptionen bei indirekten Ausga-

ben

Sofern keine vereinfachten Ausgabenoptionen (siehe Nr. 3) Anwendung fin-
den und die vom Zuwendungsempfanger getatigten Projektausgaben ein-
zeln abgerechnet werden mussen, wird zwischen sog. direkten und indirek-
ten Ausgaben unterschieden.

Direkte Ausgaben sind Ausgaben, die nachweislich und ausschlieBlich
im Rahmen der Projektdurchfuhrung entstehen. Dazu zahlen die unter
den Nrn. 3.4 bis 3.6 aufgezahlten Ausgabenpositionen.

Indirekte Ausgaben sind an sich forderfahige Ausgaben, die der Projekt-
durchfihrung nur mittelbar zugerechnet werden kdénnen. Sofern indirekte
Ausgaben nicht durch Anwendung vereinfachter Ausgabenoptionen (siehe
Anlage VI) abgedeckt sind, werden sie als Verwaltungsausgabenpauschale
erstattet. Die Hohe der Verwaltungsausgabenpauschale wird als Prozent-
satz der direkten Ausgaben (ohne Standardeinheitskosten und Projektein-
nahmen) programmspezifisch festgelegt.

Unter die Pauschale fir indirekte Ausgaben fallen insbesondere:

— Ausgaben fur Personal aufl3erhalb des Projektes (Gehalter, Bezlge,
Sonderzahlungen und Sozialabgaben) fur die Geschaftsfuhrung, das
Rechnungs- und Personalwesen sowie die allgemeine Verwaltung

— Beihilfen und Rickstellungen fur Altersvorsorge von Beamtinnen/Be-
amten

— Miet- und Mietnebenkosten (z. B. Heizung, Wasser, Strom, Mullab-
fuhr, Reinigung und Instandhaltung)

— Ausgaben fur Qualitatsmanagementsysteme

— Hard- und Software der IT-Infrastruktur (z. B. Netzwerktechnik, allge-
meine Burosoftware und Betriebssysteme; nicht darunter fallt Hard-
ware fur im Projekt eingesetztes Personal)

— Toner/Druckerpatronen

— Kopien
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— Allgemeines Informationsmaterial (z. B. Flyer, Newsletter, Visitenkar-
ten) des Zuwendungsempfangers

— Nicht ausschliel3lich projektbezogene Web-Prasenzen
— Telekommunikations- und Internetkosten

— Ausgaben fur die Anwendung der qualifizierten elektronischen Signa-
tur bzw. Authentifizierung (§ 3a VwV{G)

— Porto und Versandkosten

— Transportkosten fur die projektbezogene Anschaffung von Wirt-
schaftsgutern oder flr einen wahrend der Projektlaufzeit notwendi-
gen Transport von Wirtschaftsgutern

— Wartungs- und Installationskosten
— Ausgaben fur Mitgliedschaften in Kammern und Verbanden

— Ausgaben fur Wirtschaftsprifung, Pflichtversicherungen, Steuern/Ab-
gaben sowie Pflichtbeitrage zu Berufgenossenschaften und Berufs-
verbanden

— Sonstige Verwaltungsgemeinkosten

Sofern die Bewilligung nach der AGVO erfolgt, sind bei der Beurteilung der
Zuwendungsfahigkeit von Ausgaben zusatzlich die im einschlagigen Artikel
(Kapitel 11l der AGVO) vorgenommenen Definitionen der beihilfefahigen
Ausgaben zu berucksichtigen.

3.3. Wichtige Vorschriften im Zusammenhang mit Ausgaben

3.3.1. Notwendigkeit und Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit

Bevor die Zuwendung ausgegeben wird ist nach § 6 BHO durch den Zuwen-
dungsempfanger immer zu prifen, ob die Ausgabe fiir die Zielerreichung
notwendig ist. Kann die Notwendigkeit bejaht werden, ist das Ziel mit mog-
lichst geringem Mitteleinsatz zu erreichen (Sparsamkeitsprinzip). Zuwen-
dungen aus ESF- und Bundesmitteln sind 6ffentliche Mittel, die nur unter der
Beachtung des Wirtschaftlichkeitsgebots zur Verfugung gestellt werden.

So sind z. B. Skonti und Rabatte zu nutzen (Ausnahme vom Prinzip der Fal-
ligkeit nach § 34 Abs. 2 BHO). Auch wenn eingeraumte Skonti und Rabatte
vom Zuwendungsempfanger tatsachlich nicht in Anspruch genommen wur-
den, kann nur der um den Skonto bzw. Rabatt geminderte Rechnungsbetrag
geltend gemacht werden.
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3.3.2. Vergabevorschriften

Leistungen, die der Zuwendungsempfanger selbst mit eigenem Personal er-
bringen kann, durfen nur in Ausnahmefallen extern vergeben werden. Bei
anfallenden Ausgaben fur die Beauftragung von externen Dienstleistungen
mussen die Vergabevorschriften des of-fentlichen Beschaffungswesens ein-
gehalten werden.

3.3.2.1. EU-Vergaberecht ab Erreichen des Schwellenwerts

Erreichen die jeweiligen Auftragswerte den Schwellenwert (aktuell 214.000,-
€), ist fur offentliche Auftraggeber im Sinne von § 99 des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschrankungen (GWB) das EU- Vergaberecht einschlagig.
Bei Uberschreiten des EU-Schwellenwertes miissen die Vorgaben des
GWB, Teil 4, sowie der Vergabeverordnung (VgV) eingehalten und eine eu-
ropaweite Ausschreibung durchgefuhrt werden.
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3.3.2.2. Nationales Vergaberecht unterhalb des Schwellenwerts

Unterhalb des genannten Schwellenwerts gilt fir Zuwendungsempfanger,
die den Vor-gaben der Nr. 3 der ANBest-GK unterliegen, dass bei der
Vergabe von Auftragen zur Er-fUllung des Zuwendungszwecks die nach den
einschlagigen haushaltsrechtlichen Best-immungen des Zuwendungsemp-
fangers anzuwendenden Vergabegrundsatze zu beachten sind.

Far Zuwendungsempfanger, die den Vorgaben der Nr. 3.1 der ANBest-P
unterliegen, kommt unterhalb des Schwellenwertes bei Vergaben die Unter-
schwellenvergabeverordnung (UVgO) zur Anwendung, da auch hier die be-
willigte Zuwendung aus 6ffentlichen Mitteln erfolgt.

Die UVgO unterscheidet zwischen verschiedenen Vergabearten. Alle
Vergaben erfolgen grundsatzlich durch eine Offentliche Ausschreibung oder
eine Beschrankte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb. Der Zuwen-
dungsempfanger hat ein Wahlrecht zwischen diesen beiden Verfahrensar-
ten. Die weiteren Vergabearten sind nur unter den in § 8 Abs. 3 und 4 UVgO
genannten Voraussetzungen zulassig.

Unabhangig von der anzuwendenden Vergabeart ist das Vergabeverfahren
von Beginn an fortlaufend zu dokumentieren (§ 6 UVgO). Die einzelnen
Schritte und getroffenen Entscheidungen mussen nachvollziehbar darge-
stellt und in einem Vergabevermerk begrindet werden. Zu einer vollstandi-
gen Vergabedokumentation gehdren neben dem Vermerk die Leistungsbe-
schreibung sowie je nach Vergabeart die Aufforderung zur Angebotsab-
gabe, der Nachweis Uber die Veroffentlichung der Ausschreibung, alle ein-
geholten Angebote und der geschlossene Dienstleistungs-/Lieferungsver-
trag.

Bei der offentlichen Ausschreibung (§ 9 UVgO) wird durch 6ffentliche Be-
kanntmachung (§ 28 Abs. 1 S. 1 und 2 UVgO) eine unbeschrankte Anzahl
von Unternehmen zur Abgabe von Angeboten aufgefordert. Alle interessier-
ten Unternehmen haben die Moglichkeit, ein Angebot einzureichen. Es er-
folgt vorab keine Einschrankung des Bieterkreises. Es ist ein formelles Ver-
fahren mit festgelegten Fristen erforderlich.

Die beschrankte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb (§ 10 UVgO)
unterscheidet sich von der 6ffentlichen Ausschreibung dadurch, dass nach
Abgabe einer unbeschrankten Anzahl von Teilnahmeantragen nur eine be-
schrankte Anzahl von Unternehmen (mindestens drei) zur Abgabe von An-
geboten aufgefordert wird. Auch hier ist ein formelles Verfahren mit festge-
legten Fristen erforderlich.

Die beschrankte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb (§ 11
UVgO) unterscheidet sich von der mit Teilnahmewettbewerb dadurch, dass
in einem einstufigen Verfahren eine beschrankte Anzahl von Unternehmen
(mindestens drei) zur Abgabe von Angeboten aufgefordert wird. Auch hier
ist ein formelles Verfahren mit festgelegten Fristen erforderlich.
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Im Vergabevermerk ist grundséatzlich festzuhalten, dass statt einer Offentli-
chen Ausschreibung oder einer Beschrankten Ausschreibung mit Teilnah-
mewettbewerb eine Beschrankte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbe-
werb erfolgt, weil eine der in § 8 Abs. 3 Nr. 1 oder 2 UVgO genannten Aus-
nahmen zutrifft.

Bei der Verhandlungsvergabe (§ 12 UVgO), ggf. nach Durchfihrung eines
Teilnahmewettbewerbs, fordert der Auftraggeber grundsatzlich mindestens
drei geeignete Bieter auf Basis einer Leistungsbeschreibung zur Angebots-
abgabe oder zur Teilnahme an Verhandlungen auf. Der Auftraggeber soll
zwischen den Unternehmen, die aufgefordert werden, wechseln. Im Verga-
bevermerk ist zu begriinden, dass keine offentliche oder beschrankte Aus-
schreibung mit Teilnahmewettbewerb durchgefuhrt wurde, weil eine der in
§ 8 Abs. 4 Nr. 1 bis 17 UVgO genannten Ausnahmen zutrifft.

Die Verhandlungsvergabe nach § 8 Abs. 4 Nr. 3 UVgO scheidet in Bezug
auf das Zuwendungsrecht regelmallig aus, da eine Leistung, die vor der
Vergabe nicht hinreichend beschrieben werden kann, vorab auch nicht hin-
sichtlich ihrer Zuwendungsfahigkeit beurteilt werden kann.

Das BMAS hat von derin § 8 Abs. 4 Nr. 17 UVgO eingeraumten Moglichkeit
Gebrauch gemacht und den Auftragshdochstwert, bis zu dem die Verhand-
lungsvergabe zulassig ist, auf 25.000,-€ (ohne MWSt) festgelegt. Es sind
mindestens drei vergleichbare, schriftliche Angebote bei unterschiedlichen
Anbietern einzuholen. Auf den Ausnahmetatbestand muss der Zuwen-
dungsempfanger hinweisen. Andere Ressorts kdnnen von der Regelung
des BMAS abweichende Hochstwerte und Anforderungen an die Vorge-
hensweise zur Anwendung bestimmt haben.

Da ein Alleinstellungsmerkmal fur Auftrage, die im Zusammenhang mit der
Projektdurchfihrung vergeben werden, in der Regel nicht vorliegt und nur
schwer nachweisbar ist, sollte eine Verhandlungsvergabe nach § 8 Abs. 4
Nr. 10 UVgO eine Ausnahme darstellen.

Bis zu einem Auftragswert von 1.000€ (ohne MwSt) kdnnen Leistungen un-
ter Berucksichtigung der Haushaltsgrundsatze der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit ohne Vergabeverfahren als Direktauftrag (§ 14 UVgO) be-
schafft werden. Zwischen den beauftragten Unternehmen soll gewechselt
werden. Auch hier ist der Vorgang in seinen Grundzigen zu dokumentieren.

Offentliche Auftrége Uber Leistungen, die auch von freiberuflich Tatigen
im Sinne von § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG erbracht werden (§ 50 UVgO), sind
grundsatzlich im Wettbewerb zu vergeben. Dabei ist so viel Wettbewerb zu
schaffen, wie dies nach der Natur des Geschéfts oder den besonderen Um-
standen moglich ist. Es gilt das Gebot der Wirschaftlichkeit. Auch hier wird
daher die Durchflihrung eines Vergabeverfahrens empfohlen, da alternative
Verfahren (z. B. Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen) als Nachweis Uber die
Beachtung des Wirtschaftlichkeitsgebots regelmallig deutlich aufwandiger
sind.
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Bei einem Dienstleistungsauftrag handelt es sich aber nur dann um eine
freiberufliche Leistung, wenn sie vom Umfang her noch hochstpersonlich
und eigenverantwortlich erbracht werden kann. Erfordert die Ausfihrung der
Dienstleistung im Hinblick auf die Leistungsfahigkeit einen groReren Be-
stand an Personal und Sachmitteln, ist nicht von einer freiberuflichen, son-
dern von einer gewerblichen Dienstleistung auszugehen, fur deren Aus-
schreibung die UVgO anzuwenden ist.

3.3.2.3. Zuwendungen in Hohe von bis zu 100.000 €

Bei Zuwendungen in Héhe von bis zu 100.000 € an Zuwendungsempfanger,
die den Vorgaben der ANBest-P unterliegen, konnen Auftrage erteilt wer-
den, wenn das Wirtschaftlichkeitsgebot gemaR § 7 BHO beachtet wird. Der
Nachweis uber die Wirtschaftlichkeit der Ausgabe muss grundsatzlich nicht
Uber ein Vergabeverfahren unter Beachtung des Vergaberechts erfolgen.

Alternative Verfahren (z. B. Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen) als Nachweis
uber die Be-achtung des Wirtschaftlichkeitsgebots sind allerdings regelma-
Rig deutlich aufwandiger. Daher wird auch in diesem Fall die Durchfuhrung
eines Vergabeverfahrens empfohlen.

3.3.3. Publizitatsvorschriften

Bei der Ausgestaltung jeglicher Publizitatsdokumente muss die Uber
ZUWES zur Verflgung gestellte Projekt-Toolbox beachtet werden.

Die darin enthaltenen Templates mussen genutzt und die inhaltlichen Be-
schreibungen beachtet werden. Ausgaben flur 6ffentlichkeitswirksame Pro-
dukte, die nicht der Toolbox und den Publizitatsvorschriften entsprechend
gestaltet und produziert wurden, werden nicht als zuwendungsfahig aner-
kannt.

3.4. Personalausgaben

Far Mitarbeiter/innen, die mit der Umsetzung des Projektes beauftragt sind,
konnen Personalausgaben bis zu bestimmten Obergrenzenabgerechnet
werden. Grundlage fur die Abrechnung bilden jedoch die tatsachlich ange-
fallenen und nachgewiesenen Personalausgaben auf Seiten des Zuwen-
dungsempfangers.

Zuwendungsfahige Personalausgaben umfassen das jahrliche Arbeitgeber-
Bruttoentgelt (inklusive Sonderzahlung).

Fir die Abrechnung von Personalausgaben kdnnen durch Foérderrichtlinien
und/oder den Zuwendungsbescheid vereinfachte Ausgabenoptionen vorge-
geben werden.
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Istim Forderprogramm eine Verwaltungsausgabenpauschale (siehe Nr. 3.2)
fur indirekte Ausgaben vorgesehen, konnen Ausgaben fur Verwaltungsper-
sonal und die Geschaftsfihrung nicht unter der Ausgabenposition ,Perso-
nalausgaben® abgerechnet werden.

3.41. Besserstellungsverbot

Nach § 8 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes und Nr. 1.3 ANBest-P unterliegen
Zuwendungsempfanger, die ihre Gesamtausgaben Uberwiegend aus Zu-
wendungen der 6ffentlichen Hand bestreiten, dem Besserstellungsverbot.
Der Zuwendungsempfanger darf seine Mitarbeitenden damit nicht besser
stellen als vergleichbare Bundesbedienstete.

Der Zuwendungsempfanger und alle Teilprojekte mussen hierzu eine Erkla-
rung abgeben. Bei Angabe, nicht unter das Besserstellungsverbot zu fallen,
ist dies vom Zuwendungsempfanger entsprechend zu begrinden und nach-
zuweisen.

Unter Gesamtausgaben sind alle Ausgaben zu verstehen, die der Zuwen-
dungsempfanger tatigt. D. h., es sind sowohl Ausgaben im Zusammenhang
mit Zuwendungen als auch Ausgaben zur Durchfuhrung privatvertraglicher
Auftrage gemeint. Uberwiegend bedeu-tet, dass die Gesamtausgaben zu
mehr als 50% aus Zuwendungen der offentlichen Hand bestritten werden.

3.4.2. Abrechnung von Personalausgaben

Im Hinblick auf die Abrechnung von Personalausgaben werden an dieser

Stelle folgende Fallkonstellationen unterschieden, wobei abweichende pro-

grammspezifische Regelungen von Richtlinien den nachfolgenden Rege-

lungen vorgehen.

Gemeinsam fur alle drei Falle qilt, dass der TVOD Bund, andere Tarifver-
trage im offentli-chen Dienst oder die PKS die Obergrenze fir zuwen-
dungsfahige Personalausgaben bil-den. Sollten die tatsachlich anfallenden
Personalausgaben geringer sein, kann auch nur der geringere Betrag ab-
gerechnet werden. Der Vergleich wird jeweils auf Jahresbasis angestellt.

Die Eingruppierung fur das im Projekt eingesetzte Personal wird unter Be-
rucksichtigung von Qualifikationen und den im Stellenprofil definierten An-
forderungen vorgenommen. Entscheidend sind dabei die Stellenanforde-
rungen im Projekt und nicht die allgemeine Stellung des Mitarbeitenden im
Unternehmen.

Fordergrundsatze fiir Zuwendungen aus dem Europdischen Sozialfonds bei der DRV KBS F rderperiode 2014 — 2020
Stand: Januar 2020
Seite: 26



f_.) Knappschaft Bahn See

Sozial kowpetent: fir wich!

Anderungen im TV6D Bund, anderen Tarifvertrage im 6ffentlichen Dienst
oder den PKS nach Bescheiderteilung fuhren nicht automatisch zu einer
Erhdhung der festgelegten Obergrenzen und einer Nachbewilligung.

1. Dem Besserstellungsverbot unterliegende Zuwendungsempfan-
ger

Die zuwendungsfahigen Personalausgaben werden durch den Tarifver-
trag fiir den o6ffentlichen Dienst — Bereich Bund (TV6D) betragsmalig
begrenzt. Sofern ein Zuwendungsempfanger einem anderen Tarifvertrag
des offentlichen Dienstes (z.B. TV-L) unterliegt, wird dieser anstelle des
TVOD Bund als Vergleichsmalistab herangezogen.

Es wird ein Gesamtvergleich des gezahlten Entgelts je Beschaftigten
vorgenommen. MaRgeblich ist das gezahlte Jahresentgelt flr vergleich-
bare Jahresarbeitszeit.

Bezuglich der Anerkennung von Erfahrungsstufen gelten die Regelungen
des TVOD Bund/anderer Tarifvertrage im offentlichen Dienst. Danach ist
bei Neueinstellung grundsatzlich nur eine Eingruppierung in Erfahrungs-
stufe 1 moglich. Ausnahmsweise kann beim Vorliegen einschlagiger Be-
rufserfahrung eine Eingruppierung in hoéhere Erfahrungsstufen aner-
kannt werden.

2. Nicht dem Besserstellungsverbot unterliegende Zuwendungsemp-

fanger

Auch wenn das Besserstellungsverbot fur diese Zuwendungsempfanger
nicht gilt, muss eine wirtschaftliche Mittelverwendung sichergestellt werden.
Daher bilden die vom Bundesministerium der Finanzen (BMF) auf Grund-
lage der IST-Personalausgaben des Bundes fur Arbeitnehmerinnen- und
Arbeitnehmern nach TV6D Bund berechneten und fur Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchungen nutzbaren Personalkostensatze (PKS) in ihrer jeweils gulti-
gen Fassung die maximal zuwendungsfahigen Personalausgaben des Pro-
jektes. Die dort genannten Werte werden als Prifmalstab herangezogen.

Die forderfahigen Personalausgaben werden auf die jeweiligen Durch-
schnittswerte des Arbeitgeberbrutto-Entgelts fir Nachgeordnete Bundesbe-
horden begrenzt. Aus der ab 12.04.2019 geltenden Fassung der PKS erge-
ben sich folgende Betrage’:

7 Berechnung der Betrdage anhand der BMF-Personalkostensdtze vom 12.04.2019:
- Sonstiges Personal (Gruppe E5 - E9a): 41.020 € (AN-Brutto) + 10.947 € (AG-SV-Anteil) + 750 € (Personalnebenkosten) = 52.717 €

- Finanztechnische Abwicklung (Gruppe E9b): 50.369 € (AN-Brutto) + 13.180 € + 750 € (Personalnebenkosten) = 64.299 €
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AG-Brutto (jahrlich)
Sonstiges Personal 52.717,00 €
Finanztechnische Abwicklung 64.299,00 €
Projektpersonal 72.129,00 €
Projektleitung 83.482,00 €

MaRgeblich fur den Vergleich sind die tatsachlichen Personalausgaben
des Zuwendungempfangers.

Die PKS werden regelmallig durch das BMF aktualisiert. Sofern sich
dadurch neue Obergrenzen ergeben, werden diese in der Abrechnung von
Personalausgaben nur berucksichtigt, wenn eine entsprechende Ergan-
zung zu den Fordergrundsatzen durch das BVA oder die DRV KBS verof-
fentlicht wurde. Bereits bewilligte Zuwendungen erhohen sich dadurch
nicht. Sollen die Personalausgaben fir eigenes Personal entsprechend der
hoheren PKS abgerechnet werden, muss dies durch Einsparungen in an-
deren Ausgabepositionen ausgeglichen werden.

Abweichende Regelungen in der jeweils maldgeblichen Forderrichtlinie blei-
ben hiervon unberihrt.

3. Zuwendung nach ANBest-Gk

Da Gebietskorperschaften in das Tarifsystem der 6ffentlichen Hand durch
die Geltung von tarifvertraglichen bzw. besoldungsrechtlichen Regelungen
eingebunden sind, werden Personalausgaben nach dem fur die Gebiets-
korperschaft geltenden Tarifvertrag als zuwendungsfahig anerkannt.

3.4.2.1. Anforderungen / Nachweise

Zu jeder im Projekt abgerechneten Personalstelle sollen grundsatzlich fol-
gende Unterlagen bei der DRV KBS eingereicht werden:

— Stellenprofil (Tatigkeitsbeschreibung, die eine eindeutige Zuord-
nung zu einer der oben genannten Personengruppen und den

- Projektpersonal (Gruppe E9b - E12): 56.832 € (AN-Brutto) + 14.547 € (AG-SV-Anteil) + 750 € (Personalnebenkosten) = 72.129 €

- Projektleitung (Gruppe E13 - E15U): 66.525 € (AN-Brutto) + 16.207 € (AG-SV-Anteil) + 750 € (Personalnebenkosten) = 83.482 €
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Stellenanteil im Projekt sowie das tatsachliche Arbeitgeberbrutto-
Entgelt angibt)

— Qualifikationsnachweise und Lebenslauf der Stelleninhaberin/des
Stelleninhabers

— Nachweis der Projektzuweisung?®
— Bestatigung der Arbeitszeit (siehe Punkt 3.4.2.2)

3.4.2.2. Bestatigung der Arbeitszeitim Rahmen der Abrechnung von Personalkosten

1. Ganzheitlicher Projekteinsatz:

Fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die ganzheitlich in einem Pro-
jekt arbeiten, mussen keine Stunden- und Tatigkeitsnachweise ge-
fuhrt werden. Dies gilt unabhangig davon, ob der/die Beschaftigte
in Vollzeit oder in Teilzeit arbeitet. Als Nachweis muss ein Arbeitge-
berdokument vorgelegt werden, aus welchem die hundertprozen-
tige Zuordnung der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters zum ESF
Projekt hervorgeht. Die Zuweisung muss sich aus dem Arbeitsver-
trag der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters oder einer Anlage zu
diesem Arbeitsvertrag ergeben.

2. Anteilig festgelegter Projekteinsatz:

Far Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die anteilig mit einer festen Ar-
beitszeit pro Monat im Projekt beschaftigt sind, missen ebenfalls
keine Stunden- und Tatigkeitsnachweise gefuhrt werden. Die Per-
sonalkosten werden als fester Prozentsatz der Bruttopersonalkos-
ten berechnet, der dem festen Prozentsatz der flir das Vorhaben
aufgewendeten Arbeitszeit entspricht. Als Nachweis muss ein Ar-
beitgeberdokument vorgelegt werden, aus welchem die anteilige
Zuordnung der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters zum ESF-Projekt
hervorgeht. Die Zuweisung muss sich aus dem Arbeitsvertrag der
Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters oder einer Anlage zu diesem Ar-
beitsvertrag ergeben. Uber die Ausgabenerklarung in ZUWES wer-
den die anteiligen Personalausgaben fur die Mitarbeiterin bzw. der
Mitarbeiter anhand der ,Bestatigung des prozentualen Anteils der
Arbeitszeit im Vorhaben® fir jede Ausgabenerklarung bestatigt.

Hinweis fiir alle Projektmitarbeiter (unabhangig vom Arbeits-
zeitmodell gemiRB Ziffer 1 und 2): Im Falle einer Anderung der
Arbeitszeit muss eine entsprechende Anderungsmitteilung inklu-
sive Nachweis vorgelegt werden.

8 Der Nachweis der Projektzuweisung fur einen Projektmitarbeiter kann z.B. Gber eine Zusatzvereinbarung zum Arbeitsvertrag erfolgen.
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3. Variabler Projekteinsatz:

Sollte es zu Beschaftigungsverhaltnissen mit variablen bzw. sich
verandernden Projekteinsatzen (z.B. im Januar Projekteinsatz mit
25 Prozent, im Marz dann mit 40 Prozent und dann im Oktober mit
35 Prozent) kommen, sind Stunden- und Tatigkeitsnachweise fort-
laufend zu fihren und mit jeder Ausgabenerklarung einzureichen.

3.4.2.3. Eingruppierung im Rahmen der Projekttatigkeit

Bei dem im Projekt eingesetzten Personal kann grundsatzlich zwischen drei
Personengruppen anhand ihrer Tatigkeiten im Projekt unterschieden wer-
den. Danach ergeben sich Stellenprofile mit unterschiedlichen Stellenanfor-
derungen, die in der Regel zu folgender Eingruppierung im Rahmen der
Projekttatigkeit fuhren.

1. Projektleitung:
Bei Vorliegen einer wissenschaftlichen Hochschulausbildung (Master
oder gleichwertiger Abschluss) oder langjahriger einschlagiger Berufs-
erfahrung und unter Berucksichtigung der definierten Anforderungen im
Stellenprofil ist in der Regel eine Zuordnung bis zur Entgeltgruppe E 13
moglich.

2. Projektpersonal:
Bei Vorliegen eines Fachhochschulabschlusses oder langjahriger ein-
schlagiger Berufserfahrung und unter Berucksichtigung der definierten
Anforderungen im Stellenprofil ist in der Regel eine Zuordnung bis zur
Entgeltgruppe E 11 moglich.

3. Sonstiges Personal:
Bei Vorliegen einer abgeschlossenen Berufsausbildung und unter Be-
rucksichtigungder definierten Anforderungen im Stellenprofil ist eine Zu-
ordnung bis zur Entgelt-gruppen E 09a mdglich.

Eine Ausnahme stellt die finanztechnische Abwicklung des Projektes
dar. Fur dieseStelle ist unter Berlcksichtigung der definierten Anforde-
rungen im Stellenprofil und bei Vorliegen eines Fachhochschulabschlus-
ses auch die Zuordnung zur Entgeltgruppe E 09¢ moglich.

3.4.2.4. Stellenanteile

Fir die Projektleitung steht in der Regel hdchstens eine Vollzeitstelle zur
Verfugung.

Fordergrundsatze fiir Zuwendungen aus dem Europdischen Sozialfonds bei der DRV KBS F rderperiode 2014 — 2020
Stand: Januar 2020
Seite: 30



3.5.

3.6.

3.6.1.

3.6.2.

f_.) Knappschaft Bahn See

Sozial kowpetent: fir wich!

Externe Dienstleistungen auf Vertragsbasis

Grundsatzlich muss ein Zuwendungsempfanger in der Lage sein, im Hin-
blick auf den Personaleinsatz ein Projekt eigenstandig durchzufihren. Dem-
entsprechend sind das Vorhandensein und der geplante Einsatz im Projekt
von hinreichend qualifiziertem Personal darzulegen.

Ausnahmsweise kdonnen fur Teilbereiche der Aufgabenerledigung externe
Dienstleistungen auf Vertragsbasis eingekauft werden. Diese Ausgaben
durfen grundsatzlich nicht mehr als 50% der Ausgaben des Zuwendungs-
empfangers fur eigenes Personal im Projekt ausmachen.

Honorare an Vorstandsmitglieder, Geschaftsfuhrungen und hauptamtliche
Mitarbeiter/innen des Projekttragers sind nicht zuwendungsfahig.

Als Grundlage flr die Wirtschaftlichkeitsbeurteilung der Verglitung von ex-
ternen Dienstleistungen definiert Anlage VIl ,Vergutung fur externe
Dienstleistungen®“ zuwendungsfahige Stunden-/Tagessatze. Die Be-
achtung der hierin genannten Hochstbetrage entbindet den Zuwendungs-
empfanger jedoch nicht von der Beachtung der Vergabevorschriften.

Direkte Sachausgaben

Direkte Sachausgaben mussen einen unmittelbaren Projektbezug aufwei-
sen und durfen nicht unter die in Nr. 3.2 aufgeflhrten indirekten Ausgaben
fallen.

Voraussetzung fur die Abrechnung ist, dass sie nicht bereits durch die An-
wendung vereinfachter Ausgabenoptionen abgedeckt werden.

Miete

Mietausgaben zahlen zu indirekten Ausgaben und konnen nicht unter der
Ausgabenposition Sachausgaben abgerechnet werden (siehe Erlauterung
unter Nr. 3.2).

Reisekosten

Fahrtkosten, Tagegelder und sonstige Nebenkosten (z. B. Parkkosten) fur
nationale Reisen, die direkt und ausschlie3lich mit der Projektdurchfuhrung
zusammenhangen, sind zuwendungsfahige Ausgaben. Ubernachtungskos-
ten von Teilnehmenden sind in der Regel nicht zuwendungsfahig. Transna-
tionale Reisekosten sind nur zuwendungsfahig, wenn die Forderrichtlinie
dies ausdrucklich vorsieht.

Rechtsgrundlage fur die Abrechnung von Reisekosten sind das Bundesrei-
sekostengesetz (BRKG) sowie die dazu gehdrigen VV, die Auslandsreise-
kostenvergutung (ARV) und die Nebenbestimmungen im
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Zuwendungsbescheid. Anderungen finden mit Verdffentlichung auch in lau-
fenden Vorhaben Anwendung.

Das bevorzugte Beférderungsmittel ist der 6ffentliche Nah- und Fernver-
kehr. Die Nutzung eines Taxis, Mietwagens oder Flugzeuges ist nur in be-
grundeten Ausnahmefallen moglich. Die Begrundung ist schriftlich festzu-
halten und bei der Abrechnung im Beleg anzugeben.

Bei der Nutzung eines vorhandenen Pkw wird eine Kilometerpauschale von
0,20 €, hochstens jedoch 150,00 € pro Dienstreise (Hin- und Ruckfahrt), er-
stattet. Abweichungen von dieser Regelung kdnnen in einzelnen Forder-
richtlinien getroffen werden.

Tagliche Fahrten der Projektmitarbeiter/innen zwischen Wohn- und Arbeits-
statte sind nicht zuwendungsfahig.

Voraussetzung fur die Abrechnung von Reisekosten ist eine Reisekosten-
abrechnung.

3.6.3. Offentlichkeitsarbeit

Unter diese Position fallen alle direkt mit der Projektdurchfihrung zusam-
menhangenden Ausgaben, um die Offentlichkeit auf die Projektdurchfiih-
rung und erarbeiteten Ergebnisse aufmerksam zu machen, sowie Ausgaben
zur Akquise von Projektteilnehmenden.

Bewirtungsausgaben sind nur in Ausnahmefallen mit vorheriger Zustim-
mung durch die DRV KBS in angemessener Hohe zuwendungsfahig. Eine
Zustimmung kann nur erfolgen, wenn die Bewirtungsausgaben fur offent-
lichkeitswirksame Veranstaltungen mit Externen (keine Projektmitarbei-
ter/innen und sonstige Mitarbeiter/innen des Zuwendungsempfangers, die
nicht im Projekt eingesetzt sind) anfallen und eine Teilnehmerliste mit den
Unterschriften aller Teilnehmenden vorgelegt werden kann.

Unter dieser Ausgabenposition ist insbesondere die Beachtung der Publi-
zitatsvorschriften wichtig (vgl. 3.3.4.). Werden die Publizitatsvorschriften
nicht vollstandig beachtet, fuhrt dies zur Nicht-Erstattung der angefallenen
Ausgaben.

Ggfs. bediirfen Ausgaben fiir Offentlichkeitsarbeit vorab der Abstimmung
durch das zustandige Referat im BMAS.

3.7. Sonderfall Befreiung von der Umsatzsteuer

Grundsatzlich gehort die im Rechnungsbetrag enthaltene Mehrwertsteuerzu
den zuwendungsfahigen Ausgaben. Anders ist dies, wenn der Zuwendungs-
empfanger vorsteuerabzugsberechtigt ist. Da nur tatsachlich angefallene
Ausgaben geltend gemacht  werden konnen, kann der
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vorsteuerabzugsberechtigte Zuwendungsempfanger nur Nettobetrage, also
ohne Umsatzsteuer, abrechnen.

Das ortlich zustandige Finanzamt entscheidet, ob ein Zuwendungs-
empfanger vorsteuerabzugsberechtigt ist oder nicht.

Deshalb sollte im Zweifelsfall eine Abklarung bzgl. der Vorsteuerabzugsbe-
rechtigung bereits vor Projektbeginn beim Finanzamt durchgefuhrt werden.

Finanzierung zuwendungsfahiger Ausgaben

Zuwendungsfahige Ausgaben werden grundsatzlich aus Eigenmitteln,
Bundesmitteln und ESF-Mitteln finanziert. Das Verhaltnis der verschie-
denen Finanzierungsquellen zu den bewilligten Gesamtausgaben wird
durch den Zuwendungsbescheid festgelegt.

Wird im Rahmen der Bewilligung zugelassen, dass die Eigenmittel ersetzt
werden durfen (siehe Nr. 2.1.1.2.1 und Nr. 2.1.1.2.2), gilt folgendes:

Die Anerkennung der Ausgaben fur Personalgestellung wird der Hohe nach
begrenzt. Den Mal3stab bilden die Regelungen fur Personalausgaben (siehe
Nr.3.4). Im Finanzierungsplan und bei der Belegerstellung decken sich die
Ausgaben und Einnahmen fur die Personalgestellung, so dass sich ein
Saldo von Null ergibt.

Folgendes Beispiel soll die Darstellung im Finanzierungsplan verdeutlichen:

Einnahmen Ausgaben

Personalgestel-

lung (als Ersatz Ei- 1.000,00€ | Personal 1.000,00€
genmittel)

Bundesmittel
2.500,00€ | Sonst. direkte Ausgabe

ESF-Mittel 5.000,00€
2.500,00€
6.000,00€ 6.000,00€

Ob und in welcher Hohe Eigenmittel durch Teilnehmerfreistellungskosten
ersetzt werden konnen, regeln die Forderrichtlinie und der Zuwendungsbe-
scheid.
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Projekteinnahmen

Projekteinnahmen sind Einnahmen, die dem Projekttrager auf Grund der
Projektdurchfuhrung zuflieBen (z. B. Teilnehmendenbeitrage, Vermark-
tungserlése oder zweckgebundene Spenden). Projekteinnahmen sind im
Rahmen der Mitteilungspflichten bei der DRV KBS anzugeben und haben je
nach Finanzierungsart (siehe Nr. 2.2.3) unterschiedliche Auswirkungen auf
die bewilligte Zuwendung.
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HOMOTAT ...ttt et ettt et ettt et e e e e s bt e b e e bt eaneean e saeesaee bt et e enneeanens 31
TINIMODIIIEII ...ttt b e b et et st she e sb e et e em st e et e ea b e sbeesbee bt enbeenbesatesaeeae 20
TIATKALOTEI ...ttt et ettt b e bt e bt et e et s bt e sh e e bt em e ea b e eatesbtesbeenbeebeenbesatesaee e 11
INAITEKIE AUSZADCI ....eviiiiiiiiiieie ettt et e st e e st e e s aeesabeessbeessbaeesbeesssaeassaesssaeanseessseesnseennses 20, 31
INFOrmMatioNSIMALETIAL.......couiiiiiiiiieit ettt ettt et st sh et e e et ea e sbtesbeesbeenbeenbeeaeesaeeae 21
INFTASEIUKEUL ..ottt ettt b ettt a et s bt bt e bt et e et et e sbesaeebeeueeae 20
INSOIVEIIZ ...ttt ettt ettt b ettt a e bt bbbt ettt h e s h et eane 18
INSOIVENZVETTANTEN .. ..c.eeitiiiiiiieicc ettt ettt sttt ettt bbbt e eae 16
INStAllAtIONSKOSTEM...c..eutetieiieiieitetesteet ettt ettt ettt b e bbbttt et be bbbttt ae b 21
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InteressenbekunduNGSVEIrTANICN .........oiuiiiiiiiii ettt ettt et 7
IIEETTIEESEILETI. ...ttt b ettt b e s bbbt ea et besb e e bt e bt ea et et e bbbt bt ea et e e e b e 20
IT-INHTASTIURIUL ..ttt sttt et b et b ettt et besa e bt bt es et e st e b sb e bt ebeen s et enae b nae 20
L £S] 1<) 1 OO OO OO UOOTRUTO U OUPTOPRRO 7,13
0] ) USRS URTRSPSP 20
LEDONSIAUT ...ttt ettt a e e b e b e bttt e e e a e s he e bt e bt et eateeneesbeenbeens 29
L eiStUNESDESCRICIDUNG . ... eeeiieiiieeiie ettt e et e st e ettt e st e e sateessbeessbeessbeeasseesssaessseessseesseenssaenneas 23,24
Y (58 TS 0 =10 =) oS RSRRRRRRRRROY 20, 32
MEILENSIEINPLANUIG ......c.eeeiieeiieeiieitett et et et et et et e et e st esete et esseenseesseesseseenseenseensesnsesseeseenseenseensessaenseenseensennsennnes 9
A 1S (RSSO 20, 31
IMIETNEDETIKOSIEN ... ..ottt ettt st sttt ettt bt bbbt e s e et et e b se e b e sbeebeeaeenteaeneenbenee 20
MitteiTUNGSPIIICHL . ...ttt sttt ettt e et e e s et e e beebe e beenaesneesree st enneenneens 15, 16, 18
MIttElAUSZANIUNE ..ottt ettt sttt et e bt e e e st e e st e st e et e enseensesnaesneesneenseenseenseensenneenseens 12
IMIEWITKUINE ...ttt ettt et et e et e s aee s et et e enseenseenseeseens e et eenseensesnsesanesseeseenseanseansenseenseens 18
Nachhalti@e ENtWICKIUNGZ .....cccviiiiiiiiiie ettt e e st e et e st e e et e e snbeeesbeessseessseesnseeanseesnseennseenns 19
INACKWEIS AET ATDEIESZEIE ...ttt ettt ettt st sb e e s bt e bt et eate et e esbe e be et e enbesmaesaees 28
INEDENDESTIMITIUNG ....covvtieiiiieeiieeieeeieeetee et ee et e et e st eebeesbeesabeessbeeesseesssaeasseesssaeasseesnsaeasseesnseeasseesnsesnnseens 11, 18, 31
INCUEINSEEIIUNG ...veeiieiiie ettt e et e st e e et eesebeeeabeesnbaeeaseessseeanseesnseeasseesnsaeanseesnsaeanseesnseennseenns 27
NIChtAISKITMINIEIUNG .......eeutieitieeieetieei ettt ettt et e st et e e eaeeesaessee s eesseenseensesneesseesseenseenseansessseesaansaenseensesnsesnnes 19
DA (A0S 1T B d 3 TP 8,21
OfTentliche AUSSCRICIDUNG ......c.eeiiieiieieeie ettt s ettt et e e s e ss e e st enseensesntesneesseeseenes 23
O Ot HICIKEIESATDEIL ...ttt ettt et e e et eeeeeeeseseneseneeses e et et et et eseneseseeeaseseeeseesessesenene 24,32
(08 7e 1111 L1 LS PSPPSR 17
PerSONAIAUSZADEN.....ccueiiiiiieiie ettt ettt e et e et e et e e aeeetbeeaeeesbbeessaeeataeensaeebaeeseeentaeeaeeentaeenaeennes 25
PerSONAIZESTEIIUNG ...ocuviiiiiieiie ettt ettt e et e e ate e tbeeaeeesbbeessaeestaeensaeensseenseeessaeensnesnsaeenseesnses 33
POTTO et h bbbt bbbttt e a e e bt e bt e bt e bt et e et bt she e bt et e ent e ea b e ebaenbeens 21
ProjekteINNANIME .....ocuieiieiieie ettt ettt ettt ettt et e e s s et e e be et et e st e eneente e st enneenaeeneennean 20, 34
PrOJEREIETIUINEZ ...ttt sttt et ettt b e sbeeb e bt et et et et sa e e bt ebeebe et et eteneenbenae 30
PrOJEREPEISONAL ...ttt ettt sttt et et ettt b e sb bt at ettt be et beebe bt e e b e 30
PrOJEKEZUWEISUINEZ ...ttt ettt sttt ettt et bbbt e bt e s et et e bt sa e e bt ebeebe et et eteneenbenae 29
PrUTUNGEN .. ..ottt et et et e et e st e s aee st asseenseesseasae st e e seenseensesnsesanesseenseenseanseensensaenseens 16
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PUDIZItALSVOISCIITIIEN ...oeiiiiiiiiiiiice e e et e e e ettt e e e e e e eaaaareeeeessennaaaeeeeeessenaaeees 25,32
QUAlITIKAtIONSNIACHWEIS .....cuviietiecieeeiee ettt et et e et e e et e e s beeeabeesabeeeabeesebeesaseesssaessseesssaessseessseensseesssaessrens 29
qualifizierte AUthENTTIZICTUNG .......cc.veiiiiieiieeie ettt sttt e e et e enaeesa et ee s e enseensesnsesneenseenseenes 7,21
oY DN VA TS A (S IN T4 11| USSP 7,21
QUALItALSMANAZEIMCNL . ........eeiteetietieieeteeieeteette st estteteesteeseesseeseesseensesasesseesseenseenseanseessesssanseenseensesnsesnsesseenseensennes 21
QUETSCRNITESZICL. ... eiiitiieiie ettt ettt et e et e et e et e e ta e e taeeteeesaeestseessseesseesseesseessseesseessseennnes 14, 19
RADALE ...t s b et a bt a b e 21
ReChtSBEhEIfSVEIZICRL ..ottt sttt s st 12
REISEKOSTEI ...ttt ettt st b ettt s et b e sae b eae e b e 31
ReiSEKOSIENADTECHIUNG ... .ceviiiiiieiie ettt e et e et e et e eteessbaeesseeestaeesseesnsaeesseesnsaeenseesnseeanseennses 32
RESIIALE ... e 14
RUCKStEIIUNG fUI ATLETSVOISOTEE .. .eeuvieuiieitieiiieiieeiiesttesteeteeteseteseee st eteesseenseesaesseeseenseensesnsesneesseesseenseansesnsenssensenns 20
SACRDETICHL ...ttt ettt 14
SCHULAZINIS ...ttt et b e 20
SKOMEL .ttt et ettt b bt e ae bttt sa e bt s ae bttt sa e b s ae ettt eae e nes 21
SOTEWATE ...ttt bbb et b e sa e b e s ae st sa e b eaeeae e aesaeenes 20
SONSHEES PEISONAL.....ceiuiiiiiiiiiiieiieecie ettt rte ettt et te et eestee e beeebeesstaeenseesssaeanseesnseeasseesnsaeansaesnseeessessnseennseenns 30
SPATSAIMKEIL. ... .eeeveeirieeteestte et ettt e ste ettt e stteesteeetteetbeeseeestaeesseesssaeesseesnsaeanseesnsseanseesnseeanseesnseeansassnseesnseesnseennsennns 21
StandardeiNNEItSKOSTEN. .......cuiiiiriiiiiiicieiei ettt 20
STEIIENANTEIL ..ottt sttt ettt st b e ettt ettt sa s 29
SEEILEIIPTIOTIL. ...ttt ettt et et et esate st e s seesse e st enseenseeseensee s eenseenseensesnnesneesneeseensennreans 28,30
NS e 1 VAN o Y21 o) o PP 21
STUNAENSALZ ...ttt ettt et b e st b et et e b s e b se e b neene e 30
subventionserhebliche TatSAChEN............cocoiiiiiiiiiii e 10
70T (o PSPPSR 31
A ESSALZ ettt euteeeitieeteeetteette et e st eetteesibeeeateesabeeeabeesabeeesseeesbaeasseeasbeeasseesabaeasteeenbeeanseeesbe e tbeeenbeenteeenbeesbeeanreenrean 31
TatiGKEItSDESCRTEIDUNG ....eeiiiieiiie ettt st e ettt e bt e et e e sabeeeabeessbeensseesssaensseessseensseesssaesseas 27
TEINENMENAE. ... .oviieiiiiiieeeeeee e e e et et e e e e eee b aaeeeeeeeseeataeeeeeeseenaaraeeeeeesenaaaees 10, 15, 31
TelNENMENAENDEILIAZ. ... eeieiieeiieiieeciee ettt sttt et e et e st e e e ateesabeeesbeessbeessseessseensseesssaessseessseensseesnseensseas 32
TeilNeNMETTragEDOZEN «......e ettt et et esae e st et e e s e st e et e e st enteenteenteeneenneeneenes 16
TeilnehmerfreistellUNGSKOSIEN .......oiviiiieie ettt ettt e st e bt e s e e nsesneesneesseenseenes 33
TEINENMETLISTE ..ottt st sttt et 32
B0 o ) USRS 9,16
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TelekommunikationSKOSIEI ....c..ocuiiiiiiiiiiieieicc ettt s et 20
TOMET ... e 20
TOOIDOX ...ttt ettt e h e e ettt et 24
B 1T 010 10 1] 13 s USSR 20
TVBD .t ettt et ettt 25
UDErNAChIUNGSKOSIEN ...........ovvoeeeeeeeeee et s s e e s s sesaes e esneeeenenens s 30
UINSALZSTEUECT ...ttt ettt s ettt b e sh e bt et ea e et e e s et e b sbe bt e et eae e s e s et sa e b e saeeae e e aensenaennenae 31
UnterschwellenvergabeVerordnUNG.........ccvieiiieriieiiiecieeiie et este et e et e e tee e baeessaeetaeeseeessaeeseesnsaeenseesnses 22
Vereinfachte AuSZabENOPtIONEI ... ...cccuiieriiiiiieeitieeiieettesteeeteesteeeteesteesbeesbeeesseessseessseessseessseessseensseessseensees 24,30
Y5 421 o TSRS 21
VergabedOKUMENTATION ....c.veiuviiiiesiieiieit et ete ettt te st eteeteeeeseeesste st esseenseenseessenseensaenseensesnsesseesseenseenseanseensenseensenns 22
VEIZADEIECHL ...ttt ettt et e st e s et et e e st enseenseesbe st e et e enseenseenaesneeeneenseenseenseenseeneenreens 17
VCIZADEVEIINICTK ... eoutieiieiii ettt ettt te ettt et e st e st e s st e st esseenseesaesseeseenseenseensesneesseenseanseenseensensaenseensenn 22,23
VeI ZaADEVETOTANUNG. .....c.eievieiieiieeiieett et et et e et et et et e esseeaeesseesseeseesseenseenseessenseenseenseensesnsesnnesseeseenseanseansenssensenns 21
Ver@abEVOISCRITIICI.....c.tiiiiiii ettt ettt e et e st et e s e et e ensesaaesneesnee st enseanseensenssenseens 30
VerhandIUNGSVETZADE. ........cccuiiiiiiecie ettt ettt et e et e et e e aeeeteeesaeeesbaeesseeensaeensaesnsaeesseesssaeenseesnseeenseennses 23
Verordnung 1303/2013 ....eeieieeieeee ettt ettt et ettt e st e e st e e s be e tbeesabeesbeeasbe e taeeenbeeasbeeenbeensbeeanbeesbeennaeeneeen 5
Verordnung 130472013 .....ee oottt ettt et sttt e st e e st e e s beesabeesabeessbeeasbeeasbeeanbeeasbeeanbeensbeeanbeeanteeenbeennreas 5
VETSANAKOSIEI ...ttt sttt et bt e b et besa e bt ebe s eaesae b e 20
WV OTSICREIUING ....teeeieeiie ettt ettt ettt ettt et e et e e bt e etteestbeeaaeessseanseeessseenseeensseansaeensaeensaeensseenseeensaeenssesnsseenseennses 20
VerwaltungsausgabenpatuSCRale. .........cuivcuiiiiiiieiiiiieeiee ettt et e st e et e sbeeebeessbeessbeeesbeesnseessbeeasseesnseennss 19, 24
VerwaltungS@EMEINKOSLEI .........eeiuieriieiieiiete et ete st et ete et e seeseeesteeteeneeesseesaesseeseesseensesnsesnnesseenseenseenseensenssenseens 20
VeIWaAITUNESSEEILC ...ttt ettt ettt et e bt et e e st e e s ee st eesseenseenseeneesneesseenseenseanseesaesseeseensennsennnes 7
VerwaltungsVerfaNr@NSZESELZ ... .ccuvevieiieiieiieetiei ettt e et e et et e st et e enseeneesaeesseenseenseenseesaesseenseensennsesnnes 7
VerwendUNGSNACKWEIS. .......eeviiieieieeiieti ettt et et et e et e st e seee st e et enteenseesaesseenseenseenseensesnnesseesseenseenseans 13, 14, 18
VICIZINSUNG ......veeteiietiete et e e e tesetestt et e enteeseeeste et eeseenseenseensesmeessee st anseanseenseesse s e et e enseensesnsesnnesseeseenseanseansenssenseens 12
VOr-Ort-KONIIOLIE ...ttt st sttt ettt ne s 16
Y0 85178 00174 VTS a L TR PUS 30
VOrsteUeTabZUZSDETECHLIZUINZ ... eeevieiiieetieetieeteeetee et ee st e et ee e e eaeesteesaaeessbeessbeessseessseesssaessseessseensseennseennss 10, 31
Vorzeitiger VOrhabenDEEINM ... ....cccviiiiiiiiieiie ettt e et e et e et e e teesstaeesseesabaeesseesnsaeenseesnsaeenseesnses 12
W aTTUNZSKOSEEI. ...t ettt ettt et e ettt e et e eate e tbeesaeeesteeesseesstaeesseesnsaeensaesnsaeenseesnsaeenseesnsaeenseennses 20
W RIEETICIEUILE ... oottt ettt ettt ettt et et et e bt e e et e s aeesseessee st enseenseesseeseenseenseenseensesnnesseenseenseenseensensnenseans 9,11
A Ta 3 U R URR 16, 17
WITKUNGSKONIOLIE ...ttt sttt et et e et e e et e st e e s e enseensesnaesseesseenseenseanseensensaensenns 10
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WIEESCRATTIICHKEIt . ... e e et e e e e e et e e e e e s e e aaaaeeeeeeseeaaaeeseeesseenneaeeeas 8,21
WITtSCRATESPITUING. ..ottt ettt e et e e sae st e e b e e s e ensesnaessaesseenseenseanseensenssenseans 20
ZahlenmABIZEr NACHWEIS........eiciiiieitieii ettt ettt te et et e et et e et e esteesaesseeseenseensesnsesneesseeseenseanseensenssenseens 14
zahlungsbegrindende UNLEIIAZE .........ccuveivieiieiecieeiecie ettt ettt et e e s eesseesseeseenseensessaenseens 17
ZANTUNGSTIUSS ...ttt ettt et et e et e et e s aeesaee st e st enseenseasse st e et e enseenseensesnnesseenseenseanseensenssenseens 17
AT S 4 (3 110 =PRSS 14,15, 17
TS Fea 1 o TSRS 15
A T N1 Le 1 110 o= | D RPN 9,11,14
YA TS 1<) 74111V USRS 17
ZUMISCIM ettt ettt ettt h e e h ettt b S h b h e h e et et b e sh e bt et e a et a e b e sa e b eae ettt eae e re e 18
Z0wendungsbeSCREId .........eeeuiiiiiieie e s 6,9,11,12,13,14,17, 31, 32
ZUWENAUNGSCIMPTANZET .......eeieiiieieieriiett ettt ettt et e st esate st et e enseesseesaesseeseenseensesnsesneesseanseenseanseensensaensenns 10
ZOWENAUNGSTANIZKEIL ... eeveiieiie ettt ettt et e et e et e e see st e e s eenseensesasesnaesseenseenseanseensenssensenns 19
ZUWENAUNGSZEDET ...ttt ettt ettt et et e et e te e bt esteeaaesseesseesseenseenseenseessasseenseenseensesnsesnsesseaseenseanseansenssensenns 10
ZUWENAUNGSZWECK ...ttt ettt et et et e st e st e st e st enseesteesbe et aeseenseensesasesseesseenseenseansenssenseensenn 8, 11,17
ZIUWES ...ttt e 7,13
ZWECKEEDUNACNE SPENAE ....oviiiiiiieiiecee ettt ettt et e et et e st e e s e ensesnaesneesseesseenseanseensenssenseens 32
ZWISCHENNACHWEIS .....cuiiiiiiiiiiei ettt st st b et e bt bt e e oo saesae b e 14
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Anlageniibersicht

Anlage I: Anwendung des Wettbewerbsrechts bei Zuwendungen (,Beihilferele-
vanz‘)

Anlage Il: ~ Weiterleitung von Zuwendungen

Anlage lll:  Verfahrensanweisungen fur den Insolvenzfall

Anlage IV: Originalbelege

Anlage V:  Querschnittsziele

Anlage VI:  Vereinfachte Ausgabenoptionen
Anlage VII: Vergutung fur externe Dienstleistungen
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Anlage I: Anwendung des Wettbewerbsrechts bei Zuwendungen

A. Grundsatz
Sobald staatliche Zuwendungsmittel an Unternehmen (und nicht z.B. an
einzelne Personen direkt) gezahlt werden, sind vom Zuwendungsge-
ber die (EU-) Wettbewerbsvorschriften zu prifen.
Grundsatzlich sind staatliche Beihilfen, die den Wettbewerb beeintrachti-
gen konnen, unzulassig, es sei denn, dass ein Ausnahmetatbestand vor-
liegt.

B. Vorliegen einer Beihilfe
Unter den Beihilfebegriff fallen nicht nur alle positiven Leistungen an
eine/n Begunstigte/n, sondern auch MafRnahmen, die Belastungen ver-
meiden, die ein Unternehmen regelmafig zu tragen hat, und die in
ihrer Wirkung Subventionen gleichstehen (EuGH Rs. C237/04 Slg. 2006
[-2843 Rn.42).

Um eine MalRinahme als Beihilfe qualifizieren zu kénnen, mussen alle
Voraussetzungen des Art. 107 Abs. 1 des Vertrages liber die Ar-
beitsweise der Europadischen Union (AEUV) erfullt sein (EuGH Rs. C
237/04 Rn. 38; Rs. C 280/00 Altmark Trans Slg. 2003 |- 7747 Rn. 74):

- Es muss sich um eine staatliche Malinahme oder eine dem
Staat zurechenbare Malinahme unter Inanspruchnahme staat-
licher Mittel handeln.

—  Durch die Ma3nahme muss dem begunstigten Unternehmen
ein (selektiver) Vorteil gewahrt werden.

— Die Mallnahme muss geeignet sein, den Handel zwischen Mit-
gliedsstaaten zu beeintrachtigen.

— Die Malnahme muss den Wettbewerb verfalschen oder zu
verfalschen drohen (EuGH Rs. C 280/00 Altmark Trans Slg.
2003 1-7747 Rn.75).

Beispiele:

Steuerbefreiungen, Zinszuschusse, verbilligte Darlehen, Stundung von
Forderungen (z.B. EuGH Rs. C 256/97 DM Transport Slg. 1999 1-3913
Rn. 19)

Keine MaBnahmen in diesem Sinne sind z.B. Beihilfen zur Ausbildung,
Umschulung oder Beratung von Arbeitslosen, weil sie keinem Unter-
nehmen zugute kommen. Zuschusse fir die Einstellung von Langzeitar-
beitslosen werden regelmalig als allgemeine MalRnahmen bewertet.
Auch allgemeine Malinahmen der Wirtschaftspolitik, wie z.B. die gene-
relle Senkung von Steuern, werden von Art. 107 Abs. 1 AEUV nicht erfasst.

Fordergrundsatze fiir Zuwendungen aus dem Europdischen Sozialfonds bei der DRV KBS F rderperiode 2014 — 2020
Stand: Januar 2020
Seite: 43



fe) Knappschaft Bahn See

Sozial kowpetent: fir wick!

Bei der Bewertung einer MaBnahme kommt es allein auf die objektive
Wirkung der Beihilfe an, nicht aber auf ihre Rechtsnatur oder auf
den mit ihr verfolgten Zweck! (EuGH Rs. 173/73 ltalien/KOM Slg.1974
709 Rn. 26 ff).

Auch MaflRnahmen mit sozialem Charakter konnen unter Art. 107 Abs. 1
AEUV fallen (EuGH C 241/94 Frankreich/KOM Sgl. 1996 1-4551 Rn. 21).

Anwendung der VERORDNUNG (EU) Nr. 1407/2013 uber die Anwen-
dung der Artikel 107 und 108 des Vertrags uber die Arbeitsweise der
Europaischen Union auf De- minimis-Beihilfen (De-minimis-VO): Die
Europaische Kommission nimmt an, dass bis zu einem bestimmten
Schwellenwert (200.000 € innerhalb von drei Steuerjahren) staatliche Zu-
wendungen wegen ihrer geringen Bedeutung den Handel zwischen den
Mitgliedstaaten nicht beeintrachtigen und mit dem gemeinsamen Binnen-
markt vereinbar sind. Deshalb liegen die Voraussetzungen des Art. 107 Abs.
1 AEUV in einem solchen Fall nicht vor.

Verfahren:

Im Rahmen des Antragsverfahrens werden der Zuwendungsempfanger
bzw. die von der zukinftigen staatlichen Zuwendung Beglnstigten aufge-
fordert, eine sog. ,De-minimis- Erklarung“ abzugeben, in der sie bestati-
gen, dass sie den Hochstbetrag von 200.000 € innerhalb von drei Steuer-
jahren noch nicht ausgeschdpft haben.

Die DRV KBS bescheinigt mit der sog. ,De-minimis-Bescheinigung“ den
Subventionswert der Forderung. Diese Bescheinigung ist im Rahmen einer
zuklnftigen Férderung dann gegenuiber anderen Fordergebern zu verwen-
den.

Anwendung der VERORDNUNG (EU) Nr. 651/2014 DER KOMMISSION
vom_ 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter
Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Arti-
kel 107 und 108 des Vertrags iiber die Arbeitswei- se der Europaischen
Union (Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung — AGVO -)

Die Kommission hat sich bei der Ausibung ihres nach Art. 107 Abs. 3 AEUV
zustehenden Ermessens durch den Erlass der AGVO dahingehend ge-
bunden, dass bei Vorliegen der Voraussetzungen dieser Verordnung keine
Einzelfallentscheidung der Kommission erfolgen muss.
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Die Verordnung gilt fur folgende Gruppen von staatlichen Zuwendungen:

- Regionalbeihilfen

— Beihilfen fur KMU in Form von Investitionsbeihilfen, Betriebs-
beihilfen und Beihilfen fir den Zugang von KMU zu Finanzie-
rungsmitteln

- Umweltschutzbeihilfen

- Forschungs- und Entwicklungsbeihilfen

- Innovationsbeihilfen far KMU

— Ausbildungsbeihilfen

- Einstellungs- und Beschaftigungsbeihilfen fur benachteiligte und
behinderte Arbeitnehmer.

Einzelheiten zur nach dieser Verordnung mdglichen Hohe der staatlichen
Zuwendung (Beihilfeintensitat), je nach Art der Mallnahme, sind der
Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung zu entnehmen.

Kumulierungsverbot

— Beihilfen die von den Regelungen der Allgemeinen Gruppenfrei-
stellungsverordnung (AGVO) erfasst werden:
Eine nach der AGVO freigestellte Beihilfe kann mit anderen Bei-
hilfen kumuliert werden, wenn diese Beihilfen unterschiedliche,
jeweils bestimmbare beihilfefahige Kosten betreffen.
Eine nach der AGVO freigestellte Beihilfe darf nicht mit anderen
Beihilfen fur dieselben — sich teilweise oder vollstandig Uber-
schneidenden — beihilfefahigen Ausgaben kumuliert werden,
wenn aufgrund dieser Kumulierung die ent- sprechende Beihilfe-
héchstintensitat bzw. der entsprechende Beihilfehdchstbetrag
nach Maldgabe dieser Verordnung Uberschritten wird.
Eine nach der AGVO freigestellte Beihilfe darf nicht mit De-mini-
mis-Beihilfen fir dieselben beihilfefahigen Kosten kumuliert wer-
den, wenn durch diese Kumulierung die in der AGVO festgelegten
Beihilfeintensitaten oder Beihilfe- hdchstbetrage Uberschritten wer-
den.
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— Beihilfen, die von der Regelungen der De-minimis-Verordnung
erfasst werden:
Nach der De-minimis-Verordnung gewahrte Beihilfen durfen mit
De-minimis Beihilfen nach der DAWI-De-minimis-Verordnung ku-
muliert werden, soweit der Hochstbetrag der DAWI-De-minimis-
Verordnung (500.000 Euro in 3 Jahren) nicht Uberschritten wird.
Nach der De-minimis Verordnung gewahrte Beihilfen durfen bis zur
Hohe von 200.000 Euro in 3 Steuerjahren (Art. 3 Abs.2) mit an-
deren De-minimis-Beihilfen (Agrar- und Fisch De-minimis Beihilfen)
kumuliert werden.
De-minimis-Beihilfen durfen nicht mit staatlichen Beihilfen fur die-
selben beihilfefahigen Ausgaben kumuliert werden, wenn die
Kumulierung dazu fihren wirde, dass die hochste einschlagige
Beihilfeintensitat oder der hochste einschlagige Beihilfebetrag, die
bzw. der im Einzelfall in einer Gruppenfreistellungsverordnung
oder einem Beschluss der Kommission festgelegt ist, Uberschritten
wird.
De-minimis-Beihilfen, die nicht in Bezug auf bestimmte beihilfefa-
hige Kosten gewahrt werden und keinen solchen Kosten zuge-
wiesen werden konnen, durfen mit anderen staatlichen Beihilfen
kumuliert werden, die auf der Grundlage einer Gruppenfreistel-
lungsverordnung oder eines Beschlusses der Kommission ge-
wahrt wurden.

Allein der Zuwendungsgeber trifft eine Entscheidung daruber, welche
(EU-) Wettbewerbsvorschriften im konkreten Fall Anwendung fin-
den! Danach richten sich die Anforderungen im Antrags- bzw. Ver-
waltungsverfahren (z.B. Beibringung einer De-minimis-Erklarung).
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Anlage II: Bestimmungen zur Weiterleitung von Zuwendungen durch Zuwendungs-
empfanger

Bei der Weitergabe von Zuwendungsmitteln an einen Letztempfanger mus-
sen grundsatzlich nicht alle Pflichten des Zuwendungsempfangers aus dem
Zuwendungsverhaltnis mit dem Zuwendungsgeber an den Letztempfanger
weitergeben werden, sondern nur solche, die den ordnungsgemafien Um-
gang mit den Foérdermitteln sicherstellen.

Die einschlagigen Regelungen der Ziff. 12 der Verwaltungsvorschriften (VV)
zu § 44 Bundeshaushaltsordnung (BHO) werden demnach wie folgt erlau-
tert:

A. Zur Weiterleitung berechtigt sind:

I. Juristische Personen des offentlichen Rechts (z.B. Stadte, Kreise, Kom-
munen)

Magliche Weiterleitungsformen:

—  per Zuwendungsbescheid oder
- per Weiterleitungsvertrag

Il. Juristische Personen des privaten

Rechts Mdogliche Weiterleitungs-

form:

—  per privatrechtlichem Weiterleitungsvertrag
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Vom Zuwendungsempfianger zu reqgelnde Inhalte:

Regelmalig hat der Zuwendungsempfanger zu regeln, dass

— die weitergeleiteten Mittel zweckgebunden, d.h. nur fur die Realisie-
rung der thematischen Zielstellung(en) im Sinne des jeweiligen ESF-
Forderprogramms einzusetzen sind;

— Zuwendungsmittel nur bis zum Ende des Projektzeitraums weiterge-
leitet werden durfen;

— die Modalitaten zur Abwicklung des Vorhabens, zur Zahlung der Mit-
tel und zur Prufung der Verwendung beschrieben werden missen;

— Prafungsrechte nach MaRRgabe der ESF-Verordnung und nach § 91
BHO eingeraumt werden mussen;

— bei allen Veranstaltungen Teilnehmerlisten zu fuhren sind;

— bei Maknahmen der Offentlichkeitsarbeit auf eine Beteiligung des
BMAS und der EU hinzuweisen ist;

— die Einhaltung der UVgO auch fur den Letztempfanger zwingend ist;

— das Veroffentlichungsrecht von Projektergebnissen dem BMAS zu-
gestanden werden muss.

Abweichende Regelungen kénnen in Forderrichtlinien und dem Zuwendungs-
bescheid enthalten sein.
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Anlage lll:Verfahrensanweisungen fiir den Insolvenzfall

A. Pflichten des Zuwendungsempfangers bei Insolvenzen
In Rahmen der Projektforderung lassen sich drei Falle unterscheiden:

—  Uber den Zuwendungsempfanger wird ein Insolvenzverfahren eroff-
net.

— Uber den Projektpartner (Teilprojekt) wird ein Insolvenzverfahren
eroffnet.

— Uber ein durch das Projekt Begiinstigten (weder Zuwen-
dungsempfanger noch Teilprojektpartner) wird ein Insolvenzver-
fahren eroffnet.

In allen drei Fallen gehort es zu den Mitteilungspflichten des Zuwen-
dungsempfangers, die DRV KBS umgehend iiber das Insolvenzverfah-
ren zu informieren. Hierzu gehort in den ersten beiden Fillen die Uber-
mittlung des aktuellen Beschlusses des Insolvenzgerichts!

Die DRV KBS wird in den ersten beiden Fallen regelmalig einen Verwen-
dungsnachweis fur den zurlckliegenden Projektzeitraum bis zum Zeitpunkt
der Erdéffnung des (vorlaufigen) Insolvenzverfahrens vom Zuwendungsemp-
fanger anfordern. Im Weiteren wird nach Prifung der eingereichten Unter-
lagen von der DRV KBS eine Entscheidung darlber getroffen, ob das
Vorhaben weiter fortgefuhrt werden kann.

B. Auswirkungen einer Insolvenz auf das bewilligte Vorhaben
Die Gewahrung der Zuwendung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass die Ge-
samtfinanzierung des Vorhabens gesichert erscheint. Die ordnungsge-
male Finanzierung sowie eine gesicherte finanzielle Situation des Zuwen-
dungsempfangers (Teilprojektpartners) sind zentrale Grundlage der ge-
wahrten Forderung, da auch in finanzieller Hinsicht die Gewahr fur eine
ordnungsgemalde Verwendung der Zuwendung bestehen muss.

Durch die Eroffnung des (vorlaufigen) Insolvenzverfahrens entfallt regelma-
Rig diese Bewilligungsvoraussetzung und es liegt eine zweckwidrige Ver-
wendung der Zuwendung vor. Mdgliche Konsequenzen sind ein (Teil-) Wi-
derruf der Zuwendung.
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Anlage IV: Originalbelege

A. Notwendige Originalbelege
Auf Basis der Originalbelege erfolgt die Belegeingabe in ZUWES. Grund-
satzlich verbleiben sie beim Zuwendungsempfanger, es sei denn sie wer-
den von der DRV KBS angefordert. Im Rahmen von Vor-Ort-Prifungen kon-
nen Originalbelege von der DRV KBS (oder anderen Prufinstanzen) beim
Zuwendungsempfanger eingesehen und gepruft werden.
Die Originalbelege dokumentieren, dass die vom Zuwendungsempfanger
gegenuber der DRV KBS geltend gemachten Ausgaben den anzuwenden-
den europaischen und nationalen Rechtsvorschriften, den Foérderrichtli-
nien und dem Bewilligungsbescheid entsprechen. Auszahlungen von
Fordermitteln durch die DRV KBS erfolgen ausschlieRlich auf tatsachlich
vom Zuwendungsempfanger getatigten Ausgaben (vgl. Nummer 3 der For-
dergrundsatze). Der Zahlungsfluss muss belegbar sein und auf Anforde-
rung vorgelegt werden konnen.
Als Original konnen gem. Art. 140 Allg. VO akzeptiert werden:

— Das Original selbst,

- Elektronisch aufbewahrte Belege, sofern die Aufbewahrungsform
den nationalen Rechtsvorschriften (Grundsatze ordnungsgema-
Rer Buchflihrung - insb. Grundsatze ordnungsgemalfer DV- ge-
stutzter Buchfuhrungssysteme, Abga- benordnung) entspricht und
bereits von anderen Behorden (z.B. Finanzamt) anerkannt
wurde. Der Nachweis ist vom Zuwendungsempfanger zu erbrin-
gen,

— durch eine externe Stelle beglaubigte Kopie des Originals.
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Zahlungsbegriindende Unterlagen

Je nach Ausgabenposition stellen in der Regel die nachfolgend gelisteten
Nachweise und Dokumente die zahlungsbegrindenden Unterlagen dar.

Ausgabenposition Zahlungsbegriindende Unterlagen
Personalausgaben B Stell.eppr(.)fil _

- Qualifikationsnachweise

— Arbeitsvertrag

— Nachweis der Projektzuweisung

— Lohnjournal bzw. Lohnkonto

- Gehaltsabrechnung

— ggf. Freistellungserklarung von Ge-
schaftsfuhrung fur Mitarbeit im Projekt

— Dokumentation der Arbeitszeit im Projekt,
i.d.R. Stunden- und Tatig-keitsnachweis
(vgl. Punkt 3.4.2.1
der Foérdergrundsatze)

— Zahlungsnachweis an Arbeitnehmer/in

— Nachweis uber die
Lohnsteueranmeldung

— Nachweis Uber die Anmeldung zur Sozial-
versicherung
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— Rechnung und Nachweis Uber erbrachte
Dienstleistung

— Vergabedokumentation, bestehend ins-
besondere aus Vergabevermerk, Leis-
tungsbeschreibung, sowie je nach Verga-
beart der Aufforderung zur Angebotsab-
gabe, dem Nachweis Uber die Veroffentli-
chung der Ausschreibung, alle eingehol-
ten Angebote

— Dienstleistungsvertrag oder vergleichbare
Dokumente, die einen Ruckschluss auf

einen Vertragsschluss zulassen
— Reisekostenabrechnung

— Fahrkarten/Tickets/Quittungen
— Rechnung fiir Ubernachtungskosten
— Zahlungsnachweis

Externe Dienstleistungen
auf Vertragsbasis

Reisekosten

Offentlichkeitsarbeit — Rechnung
— Nachweis der Notwendigkeit fur den Einsatz

im Pro- jekt

— Nachweis Uber die Wirtschaftlichkeit

— ggf. Beispielexemplar erstellter Materialen
zur Of- fentlichkeitsarbeit (z.B. Flyer)

— Zahlungsnachweis

Sonstige Sachausgaben; Rechnur?g e ,
Lehr- /Lernmittel, Kind — Nachweis der Notwendigkeit fur den Einsatz
derbe- treuungskosten im Projekt

- Nachweis uber die Wirtschaftlichkeit

— Vertrag oder vergleichbare Dokumente,
die einen Ruckschluss auf einen (z.B.
mundlichen) Vertragsschluss zulassen

— Zahlungsnachweis
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Teilnehmereinkommen/ B Freistellungserklgrung
— Stundennachweis
Freistellungskosten fun

Teilnehmende

Originalbelege bei vereinfachten Ausgabenoptionen

Werden vereinfachte Ausgabenoptionen bei der Vorhabenabrechnung an-
gewandt, findet lediglich eine Uberpriifung der Berechnungsgrundlage
fur die vereinfachte Ausgabenoption statt. Die Verausgabung muss vom
Zuwendungsempfanger nicht nachgewiesen werden. Insofern wird von
der DRV KBS keine Prifung der originalen Belege vorgenommen.
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Anlage V: Querschnittsziele

A. Notwendigkeit und Geltung von Querschnittszielen im ESF
Querschnittsziele sind bereichsibergreifende Ziele fur alle Europaischen
Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds). Durch die Definition der Quer-
schnittsziele soll sichergestellt werden, dass jeder der ESI-Fonds und damit
auch jedes geforderte Projekt einen Teil zur Erflllung der Ubergeordneten
Unionsstrategie betragt.

Der ESF ist einer der funf ESI-Fonds. Die Querschnittsziele gelten somit
auch als ubergeordnete Ziele fur alle im Rahmen des ESF geforderten
Projekte.

Die Querschnittsziele missen wahrend der gesamten Projektdauer, begin-
nend mit der Vorbereitung Uber die Durchfuhrung bis zur abschliefenden
Berichterstattung bericksichtigt werden. Fir das einzelne Projekt bedeutet
dies, dass bereits in der Interessenbekundung bzw. im Antragsver-
fahren auf den konkreten Beitrag des Projektes zu den Querschnittszielen
eingegangen werden muss. Wahrend der Projektdurchfihrung und zum
Projektabschluss sind vom Zuwendungsempfanger verschiedene Berichts-
pflichten zu erflllen (z. B. Zwischen- oder Verwendungsnachweis), durch
die die DRV KBS in die Lage versetzt wird, das Erreichen der Querschnitts-
Ziele in jedem Projekt zu beurteilen.

In der Allg. VO und der ESF-Verordnung wurden die unter Punkt B bis D
naher beschriebenen Querschnittziele formuliert.

B. Chancengleichheit
Art. 7 Allg. VO und Art. 7 ESF-Verordnung benennen die Gleichstellung von
Frauen und Mannern und die Berucksichtigung des Geschlechteraspekts
als eines der Querschnittsziele. Insbesondere sollen die dauerhafte Be-
teiligung von Frauen am Erwerbsleben erhoht und ihr berufliches Fort-
kommen verbessert werden. Benachteiligungen von Frauen am Arbeits-
markt sollen abgebaut und bestehende geschlechterspezifische Stereoty-
pen bekampft werden. Die durch den ESF geférderten Projekte sollen auf
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eine gleichberechtigte Verteilung der familiaren Betreuungspflichten zwi-
schen Frauen und Mannern hinwirken und so zu einer verbesserten Ver-
einbarkeit von Berufs- und Privatleben fuhren.
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Nichtdiskriminierung

Das Querschnittsziel Nichtdiskriminierung wird in Art. 7 Allg. VO und Art.
8 ESF- Verordnung formuliert. Danach sind geeignete Malinahmen zu
ergreifen, um jegliche Form der Diskriminierung aufgrund des Ge-
schlechts, der Rasse oder ethnischen Herkunft, der Religion oder Welt-
anschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung
zu vermeiden.

Insbesondere ist die soziale Inklusion durch die Verbesserung des Zugangs
zu den Bereichen Beschaftigung, Bildung und Weiterbildung fir behin-
derte Menschen zu férdern. Eine Ungleichbehandlung in Bezug auf ihr
Bildungsniveau und den Gesundheitszustand soll verringert werden.

Der Ubergang von institutioneller zu blirgernaher Betreuung soll, vor allem
fur von Mehrfachdiskiminierung betroffenen Menschen, durch die geférder-
ten Projekte erleichtert werden.

Nachhaltige Entwicklung

Neben den personenbezogenen Querschnittzielen Chancengleichheit und
Nichtdiskriminierung soll durch die ESI-Fonds auch sichergestellt werden,
dass Anforderungen an Umweltschutz, Ressourceneffizienz, Klimaschutz,
Anpassung an den Klimawandel, biologische Vielfalt, Katastrophenresis-
tenz sowie Risikopravention und -management erflllt werden (Art. 8 Allg.
VO).

Der ESF soll dabei das Erreichen der Klimaschutzziele durch die Unterstut-
zung des Umstiegs auf eine CO2-arme ressourceneffiziente Wirtschaft
fordern (vgl. Art. 1 Nr. 3 Durchfihrungsverordnung (EU) Nr. 215/2014).
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Anlage VI: Vereinfachte Ausgabenoptionen

A. Hintergrund
In der neuen Forderperiode 2014 — 2020 ist es Wille der Europaischen Kom-

mission, dass durch vereinfachte Ausgabenoptionen der Verwaltungsauf-
wand im Rahmen der ESF- Projektdurchfuhrung reduziert wird und gleich-
zeitig eine Fokussierung auf die Projektergebnisse erfolgt.

B. Moglichkeiten des EU-Mitgliedstaates
Der jeweilige EU-Mitgliedstaat kann nunmehr im Rahmen der Konzeption
der einzelnen Forderprogramme Zuschusse und ruckzahlbare Unterstut-
zungen in folgenden Formen gewahren (vgl. Art. 67 Allg. VO und Art. 14
ESF-VO):

— Erstattung der tatsachlich entstandenen forderfahigen Ausgaben,
zusammen mit evtl. Abschreibungen (Realkosten),

— Standardeinheitskosten,

— Pauschalfinanzierungen, die nicht mehr als 100 000 € an offent-
lichen Beitra- gen ausmachen,

- auf der Grundlage von Pauschalsatzen, festgelegt anhand der
Anwendung eines Prozentsatzes auf eine oder mehrere defi-nierte
Kostenkategorien.

Die Optionen kdnnen nur kombiniert werden, wenn jede Option unter-
schiedliche Aus- gabenkategorien abdeckt oder wenn sie fur unterschiedli-
che Projekte, die Teil eines Vorhabens sind, oder fur aufeinanderfolgende
Phasen eines Vorhabens genutzt werden. Die angewandten Optionen gel-
ten immer fur alle Vorhaben eines ESF- Férderprogrammes!
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Beispiele
Die folgenden beiden Beispiele sollen der Veranschaulichung dienen.

Konkretisierungen pro ESF-Forderprogramm wird es jeweils im Antrags-
bzw. Verwaltungsverfahren geben.

1. Beispiel:
Strukturierung und Kalkulation der Ausgabenpositionen eines ESF-
Programmes bei Anwendung einer Pauschalierung fur die ,direkten Aus-
gaben® (vgl. zum Begriff Seite 19 f. der Fordergrundsatze) mit Ausnahme

von Personalausgaben):

Beispiel fiir Pauschalfinanzierung nach Art. 67 Abs. 1 d) Allg. VO i.V.m. Art. 14 Abs. 2 ESF-
vo:

- 40% der direkten Personalausgaben sollen betragsmaRig die restlichen forder-
fahigen Projektausgaben ausmachen

A. Direkte Personalausgaben =

60.000 € + 30.000 € = 90.000 €

1.1 Projektleitung 60.000 /'/,

_— B, Al fudigren sonstigen Projektausgabgp =
5.4 ERerar ditekdnn PesroiaRH IR &

structure 906
1.2 sonstiges Projektpersonal 30.000 =90.000 € x 40% = 36.000 €
5.5 Office supplies 856
Sidrdrhelerfionssdragtiiyen Ausgaben: 20
A > BTaxps@pddnsurance 201
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2. Beispiel:
Strukturierung und Kalkulation der Ausgabenpositionen eines ESF-
Forderprogramms, wenn sog. ,indirekte Ausgaben® (vgl. zum Begriff
Seite 19 f. der Fordergrundsatze) zuwendungsfahig sind

Zukunftige vereinfachte Ausgabenoptionen

Indirekte Ausgaben = 15% der direkten Personalausgaben;

Beispiel:
1. Personnel cost 100763

A. Direkte Personalausgaben=

60.000 € +40.000 € = 100.000 €
1. Personalkosten 100.000€ ____——"
1.1 Projektleiter 60.000
1.2Projektmitarbeiter 40.000 B. Indirekte Ausgaben = 15% der direkten

Personalausgaben

2. Sonstige Sachausgaben 20.000 =100.000 € x 15% = 15.000 €

C. Andere direkte Ausgaben =20.000 €

Summe férderfahige Ausgaben:

A+B+C=135.000€
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Anlage VII: Bestimmungen fiir die Verglitung von externen Dienstleistungen auf
Vertragsbasis

A. Allgemeine Voraussetzungen
Ausgaben fur externe Dienstleistungen auf Vertragsbasis sind nur dann
zuwendungsfahig, wenn folgende Punkte kumulativ vorliegen:

—  sie fur die Durchfuhrung der Projekte notwendig sind (vgl. § 6
Bundeshaushaltsordnung (BHO)),

— die Aufgaben nicht im Rahmen von abhangigen Beschaftigungs-
verhaltnissen durchfuhrbar sind,

— die Vergabevorschriften eingehalten werden,

— die Ausgabe wirtschaftlich ist (vgl. § 7 BHO).

B. Anwendungsbereich und Adres-
satenkreis
Auftraggeber
Die Bestimmungen dieses Anhangs gelten gleichermallen fur Zuwen-
dungsempfanger und Teilprojektpartner als Auftraggeber.

Auftragnehmer

Die Bestimmungen dieses Anhangs gelten sowohl fur Einzelpersonen,
als auch fur Unternehmen als Auftragnehmer.

Vergaben an Vorstandsmitglieder oder Geschaftsflihrer/-innen sowie haupt-
amtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Zuwendungsempfangers
bzw. Teilprojektpartners sind generell ausgeschlossen.

Anzuwendende Vergaberechtsvorschriften

(vgl. hierzu Punkt 3.3.2. der Férdergrundsatze)
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C. Wirtschaftlichkeit der Ausgabe
Die nachfolgenden Bestimmungen legen betragsmalige, maximale
Hochstsatze fest, die als direkte Projektausgaben Uber das Projekt ab-
gerechnet werden konnen (vgl. zum Begriff der direkten Projektausga-
ben Fordergrundsatze, S.19).

Die Bestimmungen gelten sowonhl fur Einzelpersonen, als auch fur Unter-
nehmen als Auftragnehmer im Sinne des Vergaberechts.

Die Wirtschaftlichkeit der Ausgabe fur die Erbringung einer externen
Dienstleistung im Sinne des § 7 BHO wird bis zu f?lgenden Maximal-
betragen (inklusive Umsatzsteuer) angenommen ":

Stundensatz: 250,00€
Tagessatz: 1.500,00€
Jahressatz: 78.000,00€

Bei sich inhaltlich wiederholenden Dienstleistungen verringern sich die
Maximalbetrage um jeweils 25%.

Sofern eine Férderung im Rahmen einer Anteilfinanzierung stattfindet,
konnen im Dienstleistungsvertrag hohere Satze vereinbart und tatsach-
lich gezahlt werden. Als direkte Projektausgaben koénnen jedoch nur
die vorgenannten Maximalbetrage abgerechnet werden!

Mit der vertraglichen Vergutung sind grundsatzlich alle mit der
Dienstleistung im Zusammenhang stehenden Zeiten der Vor- und
Nachbereitung, sowie in der Regel Reise- und Sachkosten abgegol-
ten!

Achtung:

Sofern im Programm eine Pauschale fur Sachausgaben gewahrt
wird, durfen in der vertraglichen Vergutung keine Sachausgaben
wie z.B. Reisekosten mit enthalten sein!

1 Der Stundensatz bezieht sich auf 60 Minuten.

Der Tagessatz umfasst mindestens 6 Zeitstunden. Pausen werden nicht mitgerechnet.
Der Jahressatz bezieht sich auf das Kalenderjahr und ist um jeweils 1/12 zu kirzen, sofern in einem Monat

keine Dienstleistung durchgefiihrt wurde.
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Folgende Nachweise und Dokumente stellen in der Regel die zahlungsbegriin-
denden Unterlagen dar (vgl. Anlage IV):

- Dienstleistungsvertrag oder vergleichbare Dokumente, die ei-
nen Ruckschluss auf einen Vertragsschluss zulassen

- Rechnung und Nachweis Uber die erbrachte Dienstleistung des
Auftragnehmers oder der Auftragnehmerin

- Vergabedokumentation bestehend insbesondere aus Vergabever-
merk, Leistungsbeschreibung, sowie je nach Vergabeart der Auf-
forderung zur Angebotsabgabe, dem Nachweis Uber die Verof-
fentlichung der Ausschreibung, alle eingeholten Angebote

- Nachweis Uber den erfolgten Zahlfluss zwischen Auftraggeber
und Auftragnehmer

Sofern ein Dienstleistungsvertrag vorliegt, sollen folgende Regelun-
gen enthalten sein:

— Namen der Vertragspartner

— Vertragsgegenstand / Grund der Beschaftigung
— Anzahl der zu leistenden Stunden bzw. Tage

- Stundensatz und Stundenumfang

- rechtsverbindliche Unterschrift
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Anlage VIII: Muster fiir den Stunden- und Tatigkeitsnachweis von Projektmitar-
beitenden

Fur alle Projektmitarbeitenden sind Stunden- und Tatigkeitsnachweise fortlaufend zu
fuhren. Ein Muster wird in Form einer Exceldatei unter Offentliche Medien in ZUWES
Il zur Verfugung gestellt.

Aktenzeichen Regelarbeitszeit einer Vollzeitstelle
Forderprogramm oro Woche
Projektname

Name, Vorname

Personenbezogene Angaben
Stellenanteil an einer Vollzeitstelle Stellenanteil im Projekt bezogen auf
vertragliche Wochenarbeitszeit 00:00 die vertraghche
Arbeitszeit
tagliche Soll-Arbeitszeit in Stunden/Woche 00:00
Arbeitstage je Woche eine Vollzeitstelle

Arbeitstage im Monat (inkl. Feiertage)

Anzahl Tag im Monat:
31 [Kalendertage
23 |Arbeitstage (inkl._Feiertage)

Jan 18 Erfassung Art der Soll Arbeitszeit im weitere zu beriick- Tatigkeitsbeschreibung
Arbeitszeit Projekt sichtigende Zeiten (Projektbezug muss eindeutig erkennbar sein!)

Mo 01.01.18
Di 02.01.18
Mi 03.01.18
Do 04.01.18
Fr 05.01.18
Sa 06.01.18
So 07.01.18
Ma 08.01.18
Di 09.01.18
Mi 10.01.18
Do 11.01.18
Fr 12.01.18
Sa 13.01.18
So 14.01.18
Ma 15.01.18
Di 16.01.18
Mi 17.01.18
Do 18.01.18
Fr 19.01.18
Sa | 20.01.18
So | 210118
Mo | 220118
Di 23.01.18
Mi 24.01.18
Do 25.01.18
Fr 26.01.18
Sa | 27.01.18
S0 | 280118
Mo | 2301.18
Di 30.01.18
Mi 31.01.18
Summen 00:00 00:00

Ubertragene Stunden aus Vormonat
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Anrechenbare Arbeitszeit im Projekt | 00:00 ‘

Soll-Arbeitszeit laut Arbeitsvertrag | ‘

Anrechenbarer Anteil
bezogen auf Soll-Arbeitszeit laut
Arbeitsvertrag

Ubertrag firr Folgemonat 00:00

Hiermit bestatige ich die Richtigkeit der oben gemachten Angaben.

Datum, Unterschrift Mitarbeiter/in Datum, Unterschrift Projektleitung/GF
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	Die Verordnung 1303/2013 vom 17.12.2013 0F  (= Allg. VO) gibt in den Art. 65 bis 71 sowie 120 und 121 vor, welche Ausgaben als förderfähig bewertet werden können.
	Die Verordnung 1304/2013 vom 17.12.2013 1F  (= ESF-Verordnung) enthält die Spezialreglungen für den Europäischen Sozialfonds (ESF).
	Art. 65 Abs. 1 Allg. VO sieht vor, dass das Regelwerk der Mitgliedsstaaten die Basis für die Feststellung der Förderfähigkeit von Ausgaben ist, das nur bei abweichenden EU-Regelungen nicht anzuwenden ist.
	Grundlage für diese Verordnungen sind die Art. 162 bis 164 AEUV 2F .
	Zur Allg. VO wurde die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 480/2014 vom 03.03.2014 von der Kommission mit Anhängen erlassen. In Bezug auf den ESF werden darin Bestimmungen der Teile 2 und 4 der Allg. VO ergänzend konkretisiert.
	Die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 215/2014 der Kommission vom 07.03.2014 mit Anhängen wurde zur Allg. VO erlassen. Darin werden für den ESF die Bestimmungen der Allg. VO zur Kohäsionspolitik konkretisiert.
	Soweit staatliche Leistungen auch dem europäischen Wettbewerbsrecht (= Beihilferecht) zuzuordnen sind, finden die Art. 106 bis 109 AEUV Anwendung.
	In diesem Zusammenhang sind die Verordnung 1407/2013 vom 18.12.2013 3F  (= De-minimis-Verordnung), die Verordnung 651/2014 vom 17.06.2014 4F  (= Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO)) und die und die Verordnung 360/2012 vom 25.04.2012 5F  (...
	Weitere Erläuterungen für beihilferelevante Vorhaben können der Anlage I entnommen werden.
	1.2.1. Gesetzliche Regelungen
	In Deutschland stellen insbesondere die Vorschriften des Haushaltsgesetzes (§ 8 HHGesetz), des Haushaltsgrundsätzegesetzes (z. B. §§ 14, 16, 27 HGrG) und der Bundeshaushaltsordnung (u.a. §§ 6, 7, 23, 34, 44, 59, 91 BHO) neben verfahrensrechtlichen Reg...
	1.2.2. Verwaltungsvorschriften
	Weil die Rechtsgrundlagen zwar Auslegungs- und Ermessensspielräume bieten, es der Bundesverwaltung aber auf eine möglichst einheitliche Rechtsanwendung ankommt, wurden Verwaltungsvorschriften (VV zur BHO) erlassen, die die Ermessensausübung und die Be...
	Diese verwaltungsinternen Regelungen erlangen durch die Einbeziehung in den Zuwendungsbescheidunmittelbare rechtliche Geltung.
	1.2.3. Programmspezifische Förderrichtlinien
	Gemäß Nr. 15.2 der VV zu § 44 BHO werden die Bundesministerien ermächtigt, für einzelne Zuwendungsbereiche im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen (BMF) abweichende Verwaltungsvorschriften (z.B. Förderrichtlinien) zu VV Nrn. 1 bis 13a z...
	Häufig werden in Förderrichtlinien politische Zielsetzungen fördertechnisch konkretisiert. Insbesondere die Beschreibung des erheblichen Förderinteresses des Bundes im Sinne des § 23 BHO bei Vorliegen bestimmter Fördervoraussetzungen ist bedeutsam. Da...
	Die bezeichneten Rechtsgrundlagen können im Internet unter
	www.esf.de
	www.esf-projekte.bund.de
	nachgelesen werden.
	1. Registrierung und Antragstellung mit dem Programm ZUWES unter Einsatz von elektronischen Signaturen oder eine qualifizierte Authentifizierung durch einen neuen Personalausweis.
	Bis die elektronische Signatur oder ein gleichgestelltes Verfahren verbindlich eingeführt ist, müssen Anträge zusätzlich in Papierform und mit rechtsverbindlicher Unterschrift versehen eingereicht werden.
	Eine Registrierung in ZUWES ist nur einmal erforderlich. D. h. wenn bereits ein Zugang auf Grund eines vorher durchgeführten Projektes besteht, muss keine erneute Registrierung erfolgen.
	2. Prüfung der Antragsunterlagen und Erlass eines dem Prüfergebnis entsprechenden Verwaltungsakts.
	2.1.1. Planung der Ausgaben und Einnahmen durch die Antragstellenden
	Nach Nr. 3.2.1 der VV zu § 44 BHO muss einem Antrag auf Projektförderung ein Finanzierungsplanbeigefügt werden, der einen Überblick über die geplanten Ausgaben und die beabsichtigte Finanzierung gewährt. Diese Prognose muss auf nachprüfbaren Planungsg...
	Nur wenn die Prüfung der Notwendigkeitund Wirtschaftlichkeit (§§ 6,7 BHO) der geplanten Ansätze möglich ist, kann über einen Antrag überhaupt positiv entschieden werden.
	Durch die Angaben zu den Ausgaben und Einnahmenwird in ZUWES ein Finanzierungsplan generiert. Der Finanzierungsplan enthält alle Ausgaben, die mit dem Zuwendungszweck zusammenhängen. Weiterhin enthält er eine Übersicht der zu erwartenden Einnahmen.
	Die Förderrichtlinien können besondere Anforderungen an den Finanzierungsplan vorgeben.
	2.1.1.1. Ausgaben
	Die geplanten Ausgaben müssen in inhaltlichem Zusammenhang mit dem Zuwendungszweck stehen. Nur dann können sie als zuwendungsfähig anerkannt werden.
	Nähere Erläuterungen siehe unter Nummer 3.
	2.1.1.2. Finanzierung
	Die Finanzierung der Ausgaben kann durch Eigenmittel, Drittmittel und die gewährte Zuwendung erfolgen. Näheres ist der jeweiligen Förderrichtlinie zu entnehmen.
	In welchem Verhältnis die möglichen Finanzierungsteile zueinander stehen, regelt der Zuwendungsbescheid auf der Grundlage der jeweiligen Förderrichtlinie.
	2.1.1.2.1. Eigenmittel
	Die Eigenmittel, die der Zuwendungsempfänger als Barmittelzur Finanzierung seiner Projektausgaben in das Vorhaben einbringt, müssen im Antragsverfahren nachgewiesen bzw. bestätigt werden. Dadurch zeigt der Zuwendungsempfänger, dass er ein Eigeninteres...
	Grundsätzlich können die Eigenmittel nicht ersetzt werden. In Ausnahmefällen kann, z.B. in Förderrichtlinien, eine abweichende Regelung getroffen werden. Dann können beispielsweise auch die Ausgaben des Zuwendungsempfängers für sein Personal, das im P...
	2.1.1.2.2. Drittmittel
	Ausnahmsweise können durch den Zuwendungsbescheid unter der Berücksichtigung von Förderrichtlinien oder Programmaufrufen auch Personalgestellungen und Barmittel Dritter, die nicht in einem Zuwendungsverhältnis zu der DRV KBS stehen, als Ersatz der eig...
	Die Drittmittel, die zur Finanzierung der Ausgaben dienen sollen, müssen, wie die Eigenmittel, hinreichend glaubhaft dargelegt werden.
	Als Nachweis ist mit Antragstellung eine Finanzierungsbestätigungdurch den Zuwendungsempfänger einzureichen. In der Bestätigung muss der Dritte die Summe der einzubringenden Mittel angeben. Bzgl. der grundsätzlichen Nachweispflicht kann es programmspe...
	2.1.2. Weiterleitung
	Die Weiterleitung von Bundes- oder ESF-Mitteln durch den Zuwendungsempfänger ist nur zulässig, wenn im Zuwendungsbescheid der Weiterleitung ausdrücklich zugestimmt wird (Nr. 12 der VV zu § 44 BHO). Die Höhe der Weiterleitung wird im Zuwendungsbescheid...
	Die Zustimmung zur Weiterleitung kommt nur in Betracht, wenn zur Erfüllung des Zuwendungszwecks die Einrichtung eines Teilprojektes notwendig ist. Das Teilprojekt muss dabei grundsätzlich selber die Voraussetzungen eines Zuwendungsempfängers erfüllen ...
	Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, kommt nur die Beteiligung des Projektpartners auf vertraglicher Basis unter Beachtung des Vergaberechts in Frage.
	Siehe hierzu auch Anlage II „Weiterleitung“.
	2.1.3. Zielindikatoren und programmspezifische Nachweise
	Die Anforderungen an die Antragstellung werden regelmäßig in den Förderrichtlinienprogrammbezogen dargelegt; die allgemeinen Anforderungen ergeben sich aus den Nrn. 3 bis 3.4.6 der VV zu § 44 BHO.
	Zielindikatoren bzgl. Aufwand, Ergebnis und Wirkung sind, z. B. durch eine Meilensteinplanung bzw. bestimmte Berichtspflichten zu beschreiben.
	Neben den Angaben, die die DRV KBS in die Lage versetzen, über die Notwendigkeit und Angemessenheit einer beantragten Zuwendung entscheiden zu können, werden für die ESF-Förderung weitere Angaben notwendig, die eine Wirkungs- und Erfolgskontrolle für ...
	Nach VV Nr. 1.5 zu § 44 BHO darf mit der Förderung erst begonnen werden, wenn die nach VV Nr. 3.5 zu § 23 BHO erforderliche Zielbestimmung vorliegt.
	Das bedeutet, dass Zielsetzungen bereits im Antragsverfahren mit zu erreichenden Soll-Werten, z. B. für Teilnehmendenzahlen und Anzahl der geförderten/begünstigten kleine und mittlere Unternehmen (KMU), beschrieben werden müssen.
	Ausgehend von Art. 50 und Art. 125 Abs. 2 Allg. VO werden im Anhang I zur ESF-Verordnung Indikatoren beschrieben. Der Tatsache, dass dem Zuwendungsgeber hierzu regelmäßig berichtet werden muss, damit eine begleitende Erfolgskontrolle erfolgen kann, mu...
	Den Kernbereich der Zielindikatoren stellen in der Regel die Teilnehmendendaten dar. Diese sind sorgfältig, umfassend und kontinuierlich während der Projektdurchführung zu erheben (s. hierzu auch Nr. 2.4.3).
	2.1.4. Erklärungen
	Im Rahmen der Antragstellungen sind vom Zuwendungsempfänger in der Regel folgende Erklärungen bei der Bewilligungsbehörde einzureichen:
	 Erklärung, dass mit dem Projekt noch nicht begonnen wurde
	(siehe auch Nr. 2.2.2)
	 Erklärung zur Vorsteuerabzugsberechtigung (siehe auch Nr. 3.7)
	 Erklärung hinsichtlich der Anwendung des Besserstellungsverbotes (siehe Nr. 3.4.1)
	 Erklärung über subventionserhebliche Tatsachen (§ 264 StGB)
	 weitere programmspezifische Erklärungen können durch die Förderrichtlinie/im Programmaufruf benannt werden.
	Wenn die Prüfung der Antragsunterlagen zu dem Ergebnis führt, dass die Voraussetzungen einer Förderung gegeben sind, wird ein Zuwendungsbescheid erlassen. Dieser Zuwendungsbescheid regelt die Rechtsbeziehungen zwischen der DRV KBS als Zuwendungsgeber ...
	2.2.1. Zuwendungsbescheid
	Der Zuwendungsbescheid enthält Hauptregelungen und Nebenbestimmungen im Sinne von §§ 35, 36 VwVfG.
	Hauptregelungen sind insbesondere:
	 Genaue Bezeichnung des Zuwendungsempfängers
	 Zuwendungszweck
	 Höhe der Zuwendung und Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben
	 Zuwendungsart
	 Finanzierungsartund Finanzierungsform
	 Bewilligungszeitraum
	 Zielindikatoren
	 Weiterleitung von Teilbeträgen der Zuwendung.
	Nebenbestimmungen sind insbesondere:
	 Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P/ANBest-GK). Diese sind als Anlage zu den VV zur BHO veröffentlicht worden. Sie erlangen durch die Einbeziehung in den Zuwendungsbescheid unmittelbare Rechtswirkung. Der Besc...
	 besondere, im Zuwendungsbescheid genannte Nebenbestimmungen.
	2.2.2. Ausnahmefall des vorzeitigen Vorhabenbeginns
	Zuwendungen können grundsätzlich nur für solche Projekte bewilligt werden, die noch nicht begonnen wurden. Ausnahmsweise kann die DRV KBS den Vorhabenbeginn vor Erlass des Zuwendungsbescheids  zulassen, wenn die besonderen Gründe des Einzelfalls dies ...
	Im Übrigen muss die Erbringung des Eigenanteils gesichert und das inhaltliche und kalkulatorische Grundgerüst des Antrages als Mindestvoraussetzung gegeben sein. Entsprechende Nachweise sind von den Antragstellenden zu erbringen.
	Die Ausnahmegenehmigung kann im Regelfall nur im Zeitraum zwischen der Antragstellung und der Bewilligung erteilt werden.
	Der vorzeitige Vorhabenbeginn ist in jedem Fall bei der DRV KBS zu beantragen und bedeutet keinerlei Rechtsanspruch auf eine spätere Bewilligung! Antragstellende führen also bis zum Erlass des Zuwendungsbescheids das Projekt auf eigenes Risiko durch.
	2.2.3. Festlegung der Finanzierungsform und Finanzierungsart
	Die Finanzierungsform (i.d.R. nicht rückzahlbare Zuwendung) und die Finanzierungsart werden im Zuwendungsbescheid festgelegt. Es gibt die Finanzierungarten: Fehlbedarfs-, Anteil- und Festbetragsfinanzierung
	Werden Zuwendungen aus unterschiedlichen „Finanzquellen“ gewährt, können sich die Verfahren der Mittelauszahlungunterscheiden. Grundsätzlich gilt dies auch für die Förderung aus dem ESF und dem Bundeshaushalt.
	2.3.1. Bundesmittel
	Die Bundesmittel werden grundsätzlich nach den Vorgaben der BHO mit den zugehörigen VV im Rahmen des Anforderungsverfahrens ausgezahlt, d. h. der Zuwendungsempfänger muss die Bundesmittel bei der DRV KBS anfordern. Nach Nr. 1.4 der ANBest-P/ANBest-GK ...
	Abweichende Regelungen können in Förderrichtlinien getroffen werden.
	Bitte beachten Sie:
	Die Zuwendung kann erst angefordert und ausgezahlt werden, nachdem der Zuwendungsbescheid bestandskräftig geworden ist. D. h. es muss ein Monat nach der Bekanntgabe vergangen sein, ohne dass vom Zuwendungsempfänger Widerspruch eingelegt oder Klage erh...
	Bundesmittel können für offene Rechnungen der Vergangenheit (bzgl. Ausgaben, die innerhalb der Projektlaufzeit entstanden sind) und zukünftig fällige Ausgaben innerhalb von 6 Wochen, gerechnet ab dem Zeitpunkt der Auszahlung der Bundesmittel, verwende...
	Bitte hierzu Nummer 2.4.9 zur Verzinsung beachten!
	Bei der DRV KBS nicht angeforderte Bundesmittel verfallen zum Jahresende!
	2.3.2. ESF-Mittel
	ESF-Mittel werden grundsätzlich im Erstattungsverfahren ausgezahlt. Das bedeutet, dass die Zuwendungsempfänger diesen Teil der Ausgaben vorfinanzieren. Nach Vorlage von Ausgabenerklärungen, die von der DRV KBS in geprüfter Form an die EU weitergeleite...
	Damit die Erstattungen der Ausgaben aus dem ESF erfolgen können, ist der Zuwendungsempfänger verpflichtet, alle tatsächlichen Ausgaben laufend im IT-System ZUWES zu erfassen. Auszahlungen erfolgen in Höhe der mit dieser Finanzierungsquelle in ZUWES un...
	Vorbehaltlich verfügbarer ESF-Mittel werden Ausgaben grundsätzlich spätestens 90 Tage nach dem Tag der Einreichung der entscheidungsreifen Ausgabenerklärung in ZUWES durch die DRV KBS erstattet.
	Beachten Sie hierbei, dass fehlerhaft eingereichte Ausgabenerklärungen und fehlende bzw. fehlerbehaftete Nachweisunterlagen dazu führen, dass entsprechende Mittel nicht an den Zuwendungsempfänger ausgezahlt werden! Die 90-Tage Frist wird insofern unte...
	Ausgabenerklärungen werden durch den Zuwendungsempfänger laufend in ZUWES eingegeben. Prüfrhythmen werden programmspezifisch festgelegt. Erst nach erfolgter Bestätigung einer Ausgabenerklärung durch die DRV KBS kann der Zuwendungsempfänger eine neue A...
	2.3.3. Auszahlung ohne Unterscheidung von Finanzquellen
	Abweichend von den Nrn. 2.3.1 und 2.3.2 kann im Zuwendungsbescheid geregelt werden, dass alle Fördermittel nur im Erstattungswege nach Vorlage von Ausgabenerklärungen ausgezahlt werden. Die Mittel werden dann in der Regel 90 Tage nach Vorlage einer en...
	2.3.4. Einbehalt der Restrate
	Im Zuwendungsbescheid kann geregelt sein, dass die Auszahlung einer Restrate  von der vollständigen und fristgerechten Vorlage des Verwendungsnachweises und der Prüfung desselben abhängig ist.
	Der Zuwendungempfänger ist nach Nr. 5 ANBest-P/GK verpflichtet, der DRV KBS alle wesentlichen Veränderungen in Bezug auf das bewilligte Projekt unverzüglich mitzuteilen.
	2.4.1. Zwischen- und Verwendungsnachweise
	Im Rahmen der Verwendungsnachweise sind im Sachbericht der zahlenmäßige Nachweis zu erläutern und der Projektverlauf umfassend darzustellen.
	Der Zwischennachweis ist entsprechend Nr. 6.1 ANBest-P spätestens bis zum 30.04. des jeweils folgenden Haushaltsjahres vorzulegen.
	Für Gebietskörperschaften gilt, dass sie, sofern der Zuwendungszweck innerhalb von 3 Jahren erreicht wird, nur einen abschließenden Verwendungsnachweis vorzulegen haben. Falls von diesem Grundsatz abgewichen wird bzw. die Laufzeit > 3 Jahre beträgt, i...
	Der Zwischennachweis und der Verwendungsnachweis bestehen aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis ohne Vorlage von Belegen. Zudem muss dem Verwendungsnachweis eine Belegliste beigefügt werden, in der die Ausgaben nach Art und zeitlicher...
	Im Sachbericht sind regelmäßig Angaben zur Erreichung von Teil- und Gesamtzielen sowie die Berücksichtigung der Querschnittsziele darzulegen (siehe auch Nr. 2.1.3 und Nr. 2.4.10).
	Bitte beachten Sie:
	Abweichend von den Bestimmungen der ANBest-P/ANBest-GK können sich aus dem Zuwendungsbescheid andere ggfs. kürzere Fristen/Termine zur Abgabe der Verwendungsnachweise ergeben!
	2.4.2. Weitere Berichte
	Neben den Verwendungsnachweisen kann programmspezifisch festgelegt werden, dass Zuwendungsempfänger weitere Berichte erstellen und zu festen Terminen übermitteln müssen (z. B. zum Zwecke der Evaluation oder zum Nachweis der Erreichung bestimmter Zieli...
	Vgl. hierzu auch die Hinweise unter Nr. 2.1.3.
	2.4.3. Teilnehmenden- und Begünstigtenerfassung
	Sofern Teilnehmende durch das Vorhaben gefördert werden, sind diese in ZUWES zu erfassen. Dabei sind die Vorschriften zum Datenschutz zu berücksichtigen. Gleiches gilt für die Erfassung von geförderten/begünstigten Unternehmen im Sinne der einschlägig...
	In der Förderperiode 2014 bis 2020 müssen in allen Projekten, die aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) gefördert werden, vorgegebene Teilnehmendenmerkmale, Ergebnisse der Förderung, sowie projektbezogene Daten erhoben, elektronisch gespeiche...
	Deshalb sind die Zuwendungsempfänger verpflichtet, die Teilnehmendenerfassung in ZUWES fortlaufend zu pflegen und vorgegebene projektbezogene Berichte, etwa zu begünstigten Unternehmen (Quartalsberichte), fristgerecht über ZUWES einzureichen.
	Die zu erfassenden Teilnehmendendaten ergeben sich aus Anlage I zur ESF-Verordnung und Anlage III der VO (EU) Nr. 480/2014. Die Teilnehmendendaten gehören zu den sogenannten Eingabepflichtfeldern in ZUWES. Ohne das Ausfüllen der Pflichtfelder können k...
	Bitte beachten Sie:
	Im Zusammenhang mit der Erfassung von Teilnehmendendaten kann der Zuwendungsempfänger verpflichtet werden, bestimmte Berichtspflichten gegenüber der DRV KBS zu erfüllen. Entsprechende Funktionen zur Erfüllung dieser Berichtspflichten werden in ZUWES z...
	Zuwendungsempfänger, die zur Durchführung ihrer Projekte ESF-Mittel in Anspruch nehmen, sind verpflichtet, notwendige Daten der Teilnehmenden zu erheben und in ZUWES zu erfassen. Die Notwendigkeit der Datenerhebung ergibt sich aus den Berichtsanforder...
	Teilnehmende sind über den Zweck der Datenerhebung und -verarbeitung zu informieren und müssen sich damit einverstanden erklären. Ohne eine Einwilligung zur Datenerfassung und -speicherung ist eine Förderung und Abrechnung der Teilnehmenden gegenüber ...
	Alle Dokumente, die zur Erfassung der Teilnehmendendaten erforderlich sind (z.B. die Einwilligungserklärung, die Fragebögen zum Ein- und Austritt) werden elektronisch (z.B. über ZUWES) zur Verfügung gestellt.
	Die Einwilligungserklärung des Teilnehmenden, einschließlich Name und Anschrift, muss durch den Projektträger nach Eingabe der Daten des Teilnehmerfragebogens in ZUWES abgetrennt und sicher aufbewahrt werden. Ein Scan der unterschriebenen Einwilligung...
	Der Teilnehmerfragebogen selbst ist nach der abschließenden Dateneingabe in ZUWES zu vernichten. Da am Ende der ESF- Förderung/Maßnahme auch Daten zum Verbleib des Teilnehmenden erfasst und elektronisch eingegeben werden müssen („Fragebogen Austritt“)...
	2.4.4. Mitteilungspflichten in Zusammenhang mit Insolvenzverfahren
	Der Zuwendungsempfänger ist nach Nr. 5.6 ANBest-P verpflichtet, die DRV KBS unverzüglich über die Beantragung bzw. Eröffnung eines Insolvenzverfahrens zu informieren. Hierzu gehört, dass der aktuelle Beschluss des zuständigen Insolvenzgerichts an die ...
	Bitte beachten Sie:
	Weitere Verfahrensanweisungen für den Insolvenzfall erhalten Sie in Anlage III.
	2.4.5. Prüfungen
	Grundsätzlich steht der DRV KBS als Bewilligungsbehörde nach Ziff. 7.1 ANBest-P/GK ein umfassendes Prüfrecht gegenüber dem Zuwendungsempfänger zu. Darüber hinaus kann sich die DRV KBS gemäß § 26 Abs. 1 VwVfG jederzeit der Beweismittel bedienen, die es...
	Nach den Vorgaben der Art. 125 ff. der Allg. VO werden Verwaltungsprüfungen zu allen von den Begünstigten eingereichten Anträgen auf Ausgabenerstattung sowie Vor-Ort-Kontrollen bei den geförderten Vorhaben durchgeführt. Unabhängig davon kann ein Vorha...
	Bitte beachten Sie:
	Zu einem (eingescannten) Originalbeleg gehören grundsätzlich die jeweiligen zahlungsbegründenden Unterlagen sowie die Darstellung des Zahlungsflusses!
	Weitere Erläuterungen zu Originalbelegen erhalten Sie in Anlage IV.
	2.4.6. Belegaufbewahrung
	Art. 140 Abs. 1 Unterabsatz 2 Allg. VO sieht vor, dass alle Dokumente, die im Zu-sammenhang mit der Vorhabenförderung stehen, 2 Jahre aufzubewahren sind. Die zweijährige Aufbewahrungsfrist beginnt am 31.12. des Jahres, in dem gegenüber der Europäische...
	Sofern einschlägig bzw. existent, sind auch die nationale Regelung zur Aufbewahrung von Dokumenten gemäß Nr. 6.5 ANBest-P (5 Jahre ab Vorlage des Verwendungsnachweises) und weiterführende Regelungen in Förderrichtlinien oder Zuwendungsbescheiden einzu...
	Weitergehende nationale Regelungen zur Aufbewahrung von Dokumenten (z.B. steu-errechtliche oder gesellschaftsrechtliche Vorgaben) bleiben unberührt.
	Konkrete Vorgaben zur Aufbewahrungsfrist, die die förderrechtlichen Fristenregelungen berücksichtigen, finden sich regelmäßig im Schlussbescheid, der nach Prüfung des abschließenden Verwendungsnachweises erlassen wird.
	2.4.7. Widerruf der Zuwendung
	Die Gewährung der Zuwendung erfolgt grundsätzlich unter dem Vorbehalt, dass Haushaltsmittel zur Verfügung stehen und die Gesamtfinanzierung gesichert ist.
	Der Zuwendungsbescheid kann ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft oder die Vergangenheit widerrufen und die Zuwendung insoweit zurückgefordert werden, wenn
	 die Zweckbestimmung oder Zielsetzung der Maßnahme nicht mehr erfüllt ist
	 die Auflagen und Nebenbestimmungen des Zuwendungsbescheides nicht erfüllt werden.
	Gründe für einen (teilweisen) Widerruf der Zuwendung können u. a. sein:
	 Verstöße gegen das Vergaberecht
	 Nichterreichen inhaltlicher Zielsetzungen
	 Nichterreichung des Zuwendungszwecks
	 Gesamtfinanzierung des Vorhabens gefährdet (z. B. durch Insolvenz)
	 Verstoß gegen Mitteilungs- und Mitwirkungspflichten (z. B. nach ANBest-P/ANBest-GK)
	 zweckwidrige Verwendung.
	2.4.8. Zinsen
	Soweit Fördermittel nicht oder nicht innerhalb von 6 Wochen nach Auszahlung (siehe Nr 2.3.1) verbraucht werden, ist die DRV KBS unverzüglich zu unterrichten.
	Die DRV KBS muss in der Folge entscheiden, ob Zinsen wegen verspäteter Mittelausgabe vom Zuwendungsempfänger erhoben werden.
	Verbleibende Restmittel sind unmittelbar und unabhängig von der Vorlage des Verwendungsnachweises an die im Zuwendungsbescheid vorgegebene Bankverbindung zurück zu zahlen.
	2.4.9. Änderungsanträge
	Mit dem Zuwendungsbescheid werden die im Finanzierungsplan dargestellten Beträge für verbindlich erklärt. Einzelne Ausgabenpositionen können grundsätzlich - bezogen auf den gesamten Projektzeitraum- um bis zu 20% des bewilligten finanziellen Ansatzes ...
	Soll der Betrag bei einer einzelnen Ausgabenposition um mehr als 20% erhöht werden, ist die Zustimmung der DRV KBS im Voraus einzuholen.
	In beiden Fällen ist zu beachten, dass gleichsam an anderer Stelle Einsparungen in gleicher Höhe vorgenommen werden müssen.
	Bitte beachten Sie:
	In jedem Fall empfiehlt es sich, rechtzeitig Kontakt mit der DRV KBS aufzunehmen, um abzuklären, ob ein Änderungsantrag erforderlich ist.
	2.4.10. Querschnittsziele
	Neben dem Erreichen von programmspezifischen Zielen sollen übergeordnete, sog. Querschnittsziele bei der Projektumsetzung verfolgt werden. Diese wurden von der EU in Art. 7 und Art. 8 Allg. VO definiert um sicher zu stellen, dass Förderungen aus dem E...
	Folgende Querschnittsziele sind zu beachten:
	 Chancengleichheit
	 Nachhaltige Entwicklung
	 Nichtdiskriminierung.
	Nähere Erläuterungen zu den Querschnittszielen können der Anlage V entnommen werden.
	Tatsächlich getätigte Zahlungen für Schuldzinsen, erstattungsfähige Mehrwertsteuer, sowie für den Erwerb von Infrastrukturen, Grundstücken und Immobilien sind keine zuwendungsfähigen Ausgaben (Art. 13 Abs. 4 ESF-Verordnung und Art. 69 Abs. 3 Allg. VO).
	Durch Förderrichtlinien/Programmaufrufe können weitere Ausgaben als nicht förderfähig definiert werden.
	Sofern keine vereinfachten Ausgabenoptionen (siehe Nr. 3) Anwendung finden und die vom Zuwendungsempfänger getätigten Projektausgaben einzeln abgerechnet werden müssen, wird zwischen sog. direkten und indirekten Ausgaben unterschieden.
	Direkte Ausgaben sind Ausgaben, die nachweislich und ausschließlich im Rahmen der Projektdurchführung entstehen. Dazu zählen die unter den Nrn. 3.4 bis 3.6 aufgezählten Ausgabenpositionen.
	Indirekte Ausgaben sind an sich förderfähige Ausgaben, die der Projektdurchführung nur mittelbar zugerechnet werden können. Sofern indirekte Ausgaben nicht durch Anwendung vereinfachter Ausgabenoptionen (siehe Anlage VI) abgedeckt sind, werden sie als...
	Unter die Pauschale für indirekte Ausgaben fallen insbesondere:
	 Ausgaben für Personal außerhalb des Projektes (Gehälter, Bezüge, Sonderzahlungen und Sozialabgaben) für die Geschäftsführung, das Rechnungs- und Personalwesen sowie die allgemeine Verwaltung
	 Beihilfen und Rückstellungen für Altersvorsorge von Beamtinnen/Beamten
	 Miet- und Mietnebenkosten (z. B. Heizung, Wasser, Strom, Müllabfuhr, Reinigung und Instandhaltung)
	 Ausgaben für Qualitätsmanagementsysteme
	 Hard- und Software der IT-Infrastruktur (z. B. Netzwerktechnik, allgemeine Bürosoftware und Betriebssysteme; nicht darunter fällt Hardware für im Projekt eingesetztes Personal)
	 Toner/Druckerpatronen
	 Kopien
	 Allgemeines Informationsmaterial (z. B. Flyer, Newsletter, Visitenkarten) des Zuwendungsempfängers
	 Nicht ausschließlich projektbezogene Web-Präsenzen
	 Telekommunikations- und Internetkosten
	 Ausgaben für die Anwendung der qualifizierten elektronischen Signatur bzw. Authentifizierung (§ 3a VwVfG)
	 Porto und Versandkosten
	 Transportkosten für die projektbezogene Anschaffung von Wirtschaftsgütern  oder für einen während der Projektlaufzeit notwendigen Transport  von Wirtschaftsgütern
	 Wartungs- und Installationskosten
	 Ausgaben für Mitgliedschaften in Kammern und Verbänden
	 Ausgaben für Wirtschaftsprüfung, Pflichtversicherungen, Steuern/Abgaben sowie Pflichtbeiträge zu Berufgenossenschaften und Berufsverbänden
	 Sonstige Verwaltungsgemeinkosten
	Sofern die Bewilligung nach der AGVO erfolgt, sind bei der Beurteilung der Zuwendungsfähigkeit von Ausgaben zusätzlich die im einschlägigen Artikel (Kapitel III der AGVO) vorgenommenen Definitionen der beihilfefähigen Ausgaben zu berücksichtigen.
	3.3.1. Notwendigkeit und Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
	Bevor die Zuwendung ausgegeben wird ist nach § 6 BHO durch den Zuwendungsempfänger immer zu prüfen, ob die Ausgabe für die Zielerreichung notwendig ist. Kann die Notwendigkeit  bejaht werden, ist das Ziel mit möglichst geringem Mitteleinsatz zu erreic...
	So sind z. B. Skonti und Rabatte zu nutzen (Ausnahme vom Prinzip der Fälligkeit nach § 34 Abs. 2 BHO). Auch wenn eingeräumte Skonti und Rabatte vom Zuwendungsempfänger tatsächlich nicht in Anspruch genommen wurden, kann nur der um den Skonto bzw. Raba...
	3.3.2. Vergabevorschriften
	Leistungen, die der Zuwendungsempfänger selbst mit eigenem Personal erbringen kann, dürfen nur in Ausnahmefällen extern vergeben werden. Bei anfallenden Ausgaben für die Beauftragung von externen Dienstleistungen müssen die Vergabevorschriften des öf-...
	3.3.2.1. EU-Vergaberecht ab Erreichen des Schwellenwerts
	Erreichen die jeweiligen Auftragswerte den Schwellenwert (aktuell 214.000,- €), ist für öffentliche Auftraggeber im Sinne von § 99 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) das EU- Vergaberecht einschlägig. Bei Überschreiten des EU-Schwellenw...
	3.3.2.2. Nationales Vergaberecht unterhalb des Schwellenwerts
	Unterhalb des genannten Schwellenwerts gilt für Zuwendungsempfänger, die den Vor-gaben der Nr. 3 der ANBest-GK unterliegen, dass bei der Vergabe von Aufträgen zur Er-füllung des Zuwendungszwecks die nach den einschlägigen haushaltsrechtlichen Best-imm...
	Für Zuwendungsempfänger, die den Vorgaben der Nr. 3.1 der ANBest-P unterliegen, kommt unterhalb des Schwellenwertes bei Vergaben die Unterschwellenvergabeverordnung (UVgO) zur Anwendung, da auch hier die bewilligte Zuwendung aus öffentlichen Mitteln e...
	Die UVgO unterscheidet zwischen verschiedenen Vergabearten. Alle Vergaben erfolgen grundsätzlich durch eine Öffentliche Ausschreibung oder eine Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb. Der Zuwendungsempfänger hat ein Wahlrecht zwischen diese...
	Unabhängig von der anzuwendenden Vergabeart ist das Vergabeverfahren von Beginn an fortlaufend zu dokumentieren (§ 6 UVgO). Die einzelnen Schritte und getroffenen Entscheidungen müssen nachvollziehbar dargestellt und in einem Vergabevermerk begründet ...
	Bei der öffentlichen Ausschreibung (§ 9 UVgO) wird durch öffentliche Bekanntmachung (§ 28 Abs. 1 S. 1 und 2 UVgO) eine unbeschränkte Anzahl von Unternehmen zur Abgabe von Angeboten aufgefordert. Alle interessierten Unternehmen haben die Möglichkeit, e...
	Die beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb (§ 10 UVgO) unterscheidet sich von der öffentlichen Ausschreibung dadurch, dass nach Abgabe einer unbeschränkten Anzahl von Teilnahmeanträgen nur eine beschränkte Anzahl von Unternehmen (mindestens...
	Die beschränkte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb (§ 11 UVgO) unterscheidet sich von der mit Teilnahmewettbewerb dadurch, dass in einem einstufigen Verfahren eine beschränkte Anzahl von Unternehmen (mindestens drei) zur Abgabe von Angeboten aufge...
	Im Vergabevermerk ist grundsätzlich festzuhalten, dass statt einer Öffentlichen Ausschreibung oder einer Beschränkten Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb eine Beschränkte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb erfolgt, weil eine der in § 8 Abs. 3 Nr...
	Bei der Verhandlungsvergabe (§ 12 UVgO), ggf. nach Durchführung eines Teilnahmewettbewerbs, fordert der Auftraggeber grundsätzlich mindestens drei geeignete Bieter auf Basis einer Leistungsbeschreibung zur Angebotsabgabe oder zur Teilnahme an Verhandl...
	Die Verhandlungsvergabe nach § 8 Abs. 4 Nr. 3 UVgO scheidet in Bezug auf das Zuwendungsrecht regelmäßig aus, da eine Leistung, die vor der Vergabe nicht hinreichend beschrieben werden kann, vorab auch nicht hinsichtlich ihrer Zuwendungsfähigkeit beurt...
	Das BMAS hat von der in § 8 Abs. 4 Nr. 17 UVgO eingeräumten Möglichkeit Gebrauch gemacht und den Auftragshöchstwert, bis zu dem die Verhandlungsvergabe zulässig ist, auf 25.000,-€ (ohne MWSt) festgelegt. Es sind mindestens drei vergleichbare, schriftl...
	Da ein Alleinstellungsmerkmal für Aufträge, die im Zusammenhang mit der Projektdurchführung vergeben werden, in der Regel nicht vorliegt und nur schwer nachweisbar ist, sollte eine Verhandlungsvergabe nach § 8 Abs. 4 Nr. 10 UVgO eine Ausnahme darstellen.
	Bis zu einem Auftragswert von 1.000€ (ohne MwSt) können Leistungen unter Berücksichtigung der Haushaltsgrundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ohne Vergabeverfahren als Direktauftrag (§ 14 UVgO) beschafft werden. Zwischen den beauftragten Un...
	Öffentliche Aufträge über Leistungen, die auch von freiberuflich Tätigen im Sinne von § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG erbracht werden (§ 50 UVgO), sind grundsätzlich im Wettbewerb zu vergeben. Dabei ist so viel Wettbewerb zu schaffen, wie dies nach der Natur d...
	Bei einem Dienstleistungsauftrag handelt es sich aber nur dann um eine freiberufliche Leistung, wenn sie vom Umfang her noch höchstpersönlich und eigenverantwortlich erbracht werden kann. Erfordert die Ausführung der Dienstleistung im Hinblick auf die...
	3.3.2.3. Zuwendungen in Höhe von bis zu 100.000 €
	Bei Zuwendungen in Höhe von bis zu 100.000 € an Zuwendungsempfänger, die den Vorgaben der ANBest-P unterliegen, können Aufträge erteilt werden, wenn das Wirtschaftlichkeitsgebot gemäß § 7 BHO beachtet wird. Der Nachweis über die Wirtschaftlichkeit der...
	Alternative Verfahren (z. B. Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen) als Nachweis über die Be-achtung des Wirtschaftlichkeitsgebots sind allerdings regelmäßig deutlich aufwändiger. Daher wird auch in diesem Fall die Durchführung eines Vergabeverfahrens empf...
	Für Mitarbeiter/innen, die mit der Umsetzung des Projektes beauftragt sind, können Personalausgaben bis zu bestimmten Obergrenzenabgerechnet werden. Grundlage für die Abrechnung bilden jedoch die tatsächlich angefallenen und nachgewiesenen Personalaus...
	Zuwendungsfähige Personalausgaben umfassen das jährliche Arbeitgeber-Bruttoentgelt (inklusive Sonderzahlung).
	Für die Abrechnung von Personalausgaben können durch Förderrichtlinien und/oder den Zuwendungsbescheid vereinfachte Ausgabenoptionen vorgegeben werden.
	Ist im Förderprogramm eine Verwaltungsausgabenpauschale (siehe Nr. 3.2) für indirekte Ausgaben vorgesehen, können Ausgaben für Verwaltungspersonal und die Geschäftsführung nicht unter der Ausgabenposition „Personalausgaben“ abgerechnet werden.
	Nach § 8 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes und Nr. 1.3 ANBest-P unterliegen Zuwendungsempfänger, die ihre Gesamtausgaben überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand bestreiten, dem Besserstellungsverbot. Der Zuwendungsempfänger darf seine Mitarbeiten...
	Der Zuwendungsempfänger und alle Teilprojekte müssen hierzu eine Erklärung abgeben. Bei Angabe, nicht unter das Besserstellungsverbot zu fallen, ist dies vom Zuwendungsempfänger entsprechend zu begründen und nachzuweisen.
	Unter Gesamtausgaben sind alle Ausgaben zu verstehen, die der Zuwendungsempfänger tätigt. D. h., es sind sowohl Ausgaben im Zusammenhang mit Zuwendungen als auch Ausgaben zur Durchführung privatvertraglicher Aufträge gemeint. Überwiegend bedeu-tet, da...
	3.4.2. Abrechnung von Personalausgaben
	Im Hinblick auf die Abrechnung von Personalausgaben werden an dieser Stelle folgende Fallkonstellationen unterschieden, wobei abweichende programmspezifische Regelungen von Richtlinien den nachfolgenden Regelungen vorgehen.
	1. Dem Besserstellungsverbot unterliegende Zuwendungsempfänger
	Die zuwendungsfähigen Personalausgaben werden durch den Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst – Bereich Bund (TVöD) betragsmäßig begrenzt. Sofern ein Zuwendungsempfänger einem anderen Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes (z.B. TV-L) unterliegt, w...
	Bezüglich der Anerkennung von Erfahrungsstufen gelten die Regelungen des TVöD Bund/anderer Tarifverträge im öffentlichen Dienst. Danach ist bei Neueinstellung grundsätzlich nur eine Eingruppierung in Erfahrungsstufe 1 möglich. Ausnahmsweise kann beim ...
	2. Nicht dem Besserstellungsverbot unterliegende Zuwendungsempfänger
	Auch wenn das Besserstellungsverbot für diese Zuwendungsempfänger nicht gilt, muss eine wirtschaftliche Mittelverwendung sichergestellt werden. Daher bilden die vom Bundesministerium der Finanzen (BMF) auf Grundlage der IST-Personalausgaben des Bundes...
	Die förderfähigen Personalausgaben werden auf die jeweiligen Durchschnittswerte des Arbeitgeberbrutto-Entgelts für Nachgeordnete Bundesbehörden begrenzt. Aus der ab 12.04.2019 geltenden Fassung der PKS ergeben sich folgende Beträge6F :
	Maßgeblich für den Vergleich sind die tatsächlichen Personalausgaben des Zuwendungempfängers.
	Die PKS werden regelmäßig durch das BMF aktualisiert. Sofern sich dadurch neue Obergrenzen ergeben, werden diese in der Abrechnung von Personalausgaben nur berücksichtigt, wenn eine entsprechende Ergänzung zu den Fördergrundsätzen durch das BVA oder d...
	Abweichende Regelungen in der jeweils maßgeblichen Förderrichtlinie bleiben hiervon unberührt.
	3.4.2.1. Anforderungen / Nachweise
	Zu jeder im Projekt abgerechneten Personalstelle sollen grundsätzlich folgende Unterlagen bei der DRV KBS eingereicht werden:
	 Stellenprofil (Tätigkeitsbeschreibung, die eine eindeutige Zuordnung zu einer der oben genannten Personengruppen und den Stellenanteil im Projekt sowie das tatsächliche Arbeitgeberbrutto-Entgelt angibt)
	 Qualifikationsnachweise und Lebenslauf der Stelleninhaberin/des Stelleninhabers
	 Nachweis der Projektzuweisung7F
	 Bestätigung der Arbeitszeit (siehe Punkt 3.4.2.2)
	3.4.2.2. Bestätigung der Arbeitszeit im Rahmen der Abrechnung von Personalkosten
	1. Ganzheitlicher Projekteinsatz:
	Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die ganzheitlich in einem Projekt arbeiten, müssen keine Stunden- und Tätigkeitsnachweise geführt werden. Dies gilt unabhängig davon, ob der/die Beschäftigte in Vollzeit oder in Teilzeit arbeitet. Als Nachweis mus...
	2. Anteilig festgelegter Projekteinsatz:
	Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die anteilig mit einer festen Arbeitszeit pro Monat im Projekt beschäftigt sind, müssen ebenfalls keine Stunden- und Tätigkeitsnachweise geführt werden. Die Personalkosten werden als fester Prozentsatz der Bruttop...
	Hinweis für alle Projektmitarbeiter (unabhängig vom Arbeitszeitmodell gemäß Ziffer 1 und 2): Im Falle einer Änderung der Arbeitszeit muss eine entsprechende Änderungsmitteilung inklusive Nachweis vorgelegt werden.
	3. Variabler Projekteinsatz:
	Sollte es zu Beschäftigungsverhältnissen mit variablen bzw. sich verändernden Projekteinsätzen (z.B. im Januar Projekteinsatz mit 25 Prozent, im März dann mit 40 Prozent und dann im Oktober mit 35 Prozent) kommen, sind Stunden- und Tätigkeitsnachweise...
	3.4.2.3. Eingruppierung im Rahmen der Projekttätigkeit
	Bei dem im Projekt eingesetzten Personal kann grundsätzlich zwischen drei Personengruppen anhand ihrer Tätigkeiten im Projekt unterschieden werden. Danach ergeben sich Stellenprofile mit unterschiedlichen Stellenanforderungen, die in der Regel zu folg...
	1. Projektleitung:
	Bei Vorliegen einer wissenschaftlichen Hochschulausbildung (Master oder gleichwertiger Abschluss) oder langjähriger einschlägiger Berufserfahrung und unter Berücksichtigung der definierten Anforderungen im Stellenprofil ist in der Regel eine Zuordnung...
	2. Projektpersonal:
	Bei Vorliegen eines Fachhochschulabschlusses oder langjähriger einschlägiger Berufserfahrung und unter Berücksichtigung der definierten Anforderungen im Stellenprofil ist in der Regel eine Zuordnung bis zur Entgeltgruppe E 11 möglich.
	3. Sonstiges Personal:
	Bei Vorliegen einer abgeschlossenen Berufsausbildung und unter Berücksichtigungder definierten Anforderungen im Stellenprofil ist eine Zuordnung bis zur Entgelt-gruppen E 09a möglich.
	Eine Ausnahme stellt die finanztechnische Abwicklung des Projektes dar. Für dieseStelle ist unter Berücksichtigung der definierten Anforderungen im Stellenprofil und bei Vorliegen eines Fachhochschulabschlusses auch die Zuordnung zur Entgeltgruppe E 0...
	3.4.2.4. Stellenanteile
	Für die Projektleitung steht in der Regel höchstens eine Vollzeitstelle zur Verfügung.
	Grundsätzlich muss ein Zuwendungsempfänger in der Lage sein, im Hinblick auf den Personaleinsatz ein Projekt eigenständig durchzuführen. Dementsprechend sind das Vorhandensein und der geplante Einsatz im Projekt von hinreichend qualifiziertem Personal...
	Ausnahmsweise können für Teilbereiche der Aufgabenerledigung externe Dienstleistungen auf Vertragsbasis eingekauft werden. Diese Ausgaben dürfen grundsätzlich nicht mehr als 50% der Ausgaben des Zuwendungsempfängers für eigenes Personal im Projekt aus...
	Honorare an Vorstandsmitglieder, Geschäftsführungen und hauptamtliche Mitarbeiter/innen des Projektträgers sind nicht zuwendungsfähig.
	Als Grundlage für die Wirtschaftlichkeitsbeurteilung der Vergütung von externen Dienstleistungen definiert Anlage VII „Vergütung für externe Dienstleistungen“ zuwendungsfähige Stunden-/Tagessätze. Die Beachtung der hierin genannten Höchstbeträge entbi...
	Direkte Sachausgaben müssen einen unmittelbaren Projektbezug aufweisen und dürfen nicht unter die in Nr. 3.2 aufgeführten indirekten Ausgaben fallen.
	Voraussetzung für die Abrechnung ist, dass sie nicht bereits durch die Anwendung vereinfachter Ausgabenoptionen abgedeckt werden.
	Grundsätzlich gehört die im Rechnungsbetrag enthaltene Mehrwertsteuerzu den zuwendungsfähigen Ausgaben. Anders ist dies, wenn der Zuwendungsempfänger vorsteuerabzugsberechtigt ist. Da nur tatsächlich angefallene Ausgaben geltend gemacht werden können,...
	Anlage I: Anwendung des Wettbewerbsrechts bei Zuwendungen
	B. Vorliegen einer Beihilfe
	Beispiele:
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